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Schweizer Demokratie adieu!
Von Dr. rer. publ. HSG Rolando Burkhard, Bern

Seitdem es Menschen gibt, die sich in Staaten 
zusammengeschlossen haben, denkt man über 
die ideale Staats- und Regierungsform nach. Im 
Laufe der Jahrtausende hat sich die Demokratie 
als die beste Form herauskristallisiert (einfach 
deshalb, weil es insgesamt die am wenigsten 
schlechte ist). Unter «Demokratie» ist eigentlich 
die direkte Volksherrschaft zu verstehen, aber 
heute reduziert man den Begriff auf die «um-
fassenden Partizipationsrechte für die Bürger». 
Die Schweiz hat sich seit jeher für eine demo-
kratische Staatsform entschieden und äussert 
dies noch heute stolz in der Präambel ihrer 
Verfassung. Aber von direkter Volksherrschaft 
kann schon seit langem keine Rede mehr sein. 
Und bald sind wohl auch die «umfassenden 
Partizipationsrechte» des Volkes passé. Das hat 
sich noch nie so deutlich abgezeichnet wie in den 
Reaktionen auf die Ergebnisse der Minarettver-
bots-Initiative.
Die 57,5% JA-Stimmen zur Antiminarett-Initia-
tive kamen unerwartet. Das Resultat hat gehäs-
sige, ja panische Reaktionen der helvetischen 
«Polit-Schickeria» ausgelöst. Man entschuldigte 
sich international dafür und will es möglichst 
rasch «korrigieren»: Entweder durch einen neu-
en «Toleranz»-Verfassungsartikel anstelle des 
soeben beschlossenen oder durch Anrufung aus-
ländischen Rechts (EuGH, EMRK) und Orga-
nisationen (UNO). Am skurrilsten ist folgende 
Idee: Man will es wegen des unwillkommenen 
Resultats dem Schweizer Volk künftig verbieten, 
über gewisse Sachfragen überhaupt abstimmen 
zu dürfen. Was ist von solchen Ideen zu halten ?

1.  Es muss in einer Demokratie jedermann 
freistehen, zu versuchen, einen ungeliebten 
Volksentscheid mittels einer neuen Initiative 
abzuändern. So soll denn das Volk – wenn 
eine neue Initiative zustande käme – in aller 
Freiheit über den Bau von Minaretten neu 
entscheiden (meinetwegen auch darüber, ob 
der Minarett-Bau als obligatorisch zu erklären 
ist). Ich nehme mir aber ebenso das Recht 
aus, Volksentscheide wie jene zugunsten von 
Schengen, der Personenfreizügigkeit, des 
UNO-Beitritts etc. nochmals zur Abstimmung 
zu bringen.

2.  Heikler ist die Frage, ob man durch Anwen-
dung ausländischen Rechts unsere schwei-
zerischen Volksentscheide missachten darf. 
Da geht es nicht so sehr um die Frage «De-
mokratie gegen Rechtsstaat», sondern um 
die Frage der schweizerischen Souveränität. 
Sollen denn internationale Gerichtshöfe und 
internationale  Organisationen statt des Volkes 
darüber entscheiden, was für die Schweiz 
richtig ist? Ich bin dafür, dass der letzte Ent-
scheid in der Schweiz beim Schweizer Volk 
liegen muss. Bin halt Demokrat.

3.  Über welche Fragen soll man künftig noch 
abstimmen dürfen? Und wer soll darüber 
entscheiden, ob und über was wir noch ab-
stimmen dürfen? Das sind die allerheikelsten 
Fragen. Die Tendenz ist, das Initiativrecht 
einzuschränken bzw. den Entscheid darüber 
Gerichten zu überlassen, bei eidgenössischen 
Volksinitiativen also dem Bundesgericht: 
einem Konglomerat politisch einseitig ausge-
richteter, elitärer Akademiker, die sich immer 
williger als sklavische Vollstrecker internatio-

nalen Rechts betrachten. Tun wir dies, schaf-
fen wir unsere Demokratie gleich selber durch 
unsere Gerichte ab. Da bedarf es nicht einmal 
mehr des libyschen Revolutionsführers Ghad-
hafi, der die Auflösung der Schweiz fordert. 
Wir tun es selber!

Zurück zur Abstimmung über die Antiminarett-
Initiative. Ich habe JA gestimmt. Dabei ging 
es mir nicht so sehr darum, ob da irgendwo in 
der Schweiz ein weiteres islamisches Türmchen 
gebaut wird oder nicht. Geärgert hat mich, dass 
die Meinungsbildung des Schweizer Volkes mit 
den Verboten des Anti-Minarett-Plakats bereits 
vor der Abstimmung in die gewünschte Bahnen 
gelenkt werden sollte.  
Und danach habe ich bestätigt bekommen, was 
ich seit langem wusste: In der Schweiz versucht 
eine sehr einflussreiche internationalistische In-
tellektuellen-Elite (etwa der «Club Helvetique» 
mit Exponenten wie dem ehemaligen Bundes-
richter Giusep Nay oder dem Euro-«Historiker» 
Kreis), die Geschicke in die Hand zu nehmen 
und uns den Volkswillen zu diktieren bzw. ge-
troffene Entscheide auszuhebeln. Das darf nicht 
sein. 
Demokratie bedeutet, dass ein Volk über sei-
ne Geschicke frei entscheiden darf. In der 
Schweiz bedeutet dies freies Initiativ- und Re-
ferendumsrecht. Dies heisst aber auch, dass 
nicht irgendwelche auslandgesteuerten Eliten 
darüber zu befinden haben, über was wir 
künftig überhaupt abstimmen dürfen. Denn 
wir sind, zumindest für den Moment, noch 
ein souveräner Staat: Das heisst: Weder ein 
UNO-Protektorat, noch EU-Mitglied und am 
allerwenigsten eine Exklave von Ghadhafis 
Libyen. 

Minarettinitiative: Die Schweiz erwacht endlich! 

Am 29. November 2009 hat das Schweizer 
Stimmvolk gegen den Bau von Minaretten an 
der Urne abgestimmt. Weder Befürworter noch 
Gegner haben eine derartige, klare Annahme 
von 57.5% Ja-Stimmen erwartet. Ich glaube, 
dass diese Abstimmung in die Geschichte der 
Schweizer Eidgenossenschaft eingehen wird. 
Diese Abstimmung war richtungsweisend und 
markiert einen Wendepunkt in der Geschichte 
der Schweiz. Mit der klaren Annahme der Vorla-
ge hat das Schweizer Volk sich klar und deutlich 
gegen Parallelgesellschaften, Verfremdung im 
eigenen Land, der Sharia und schlechte Integra-
tion ausgesprochen! Es hat sich zurückbesonnen 
auf ihre eigene Identität und Kultur! 

Eigene Kultur schützen
Ich kann den Schweizer Stimmbürger nur allzu 
gut verstehen. Er will keine Schweiz haben, in 
der er sich wie ein Ausländer fühlt. Er will eine 
Schweiz haben, die zu ihrer Kultur und ihren 
Werten steht und auch dafür einsteht. Er will in 
50 Jahren nicht in einem Land leben, das aus lau-
ter Weltenbürgern besteht, die nirgends richtig 
zuhause sind. Wie schon Churchill sagte: «Ein 
Volk ist nur so stark, wie es seine eigenen Werte 
verteidigen kann.» 
Toleranz kann eine Stärke sein. Für mich hat es 
aber nichts mit Toleranz zu tun, wenn man die 
eigene Kultur und die eigene Identität vergisst. 

Demokratiefeinde 
Die Reaktion von einigen linksgerichteten Mit-
bürgern gab mir sehr zu denken. So wurde 
zum Beispiel das Resultat einer demokratischen 
Abstimmung mit dem Nationalsozialismus ver-
glichen. Es wurde sogar allen Ernstes in Er-
wägung gezogen, dem Stimmvolk inskünftig 
gewisse Abstimmungsvorlagen vorzuenhalten. 
Weiter wurde das irrige Argument gebraucht, 
dass die Vorlage gegen die Menschenrechte ver-
stosse. Ein derartiges Verhalten ist sehr frag-
würdig. Andererseits zeigen jene Grösse, die 

gegen das Minarettverbot gestimmt haben und 
trotzdem den Volkswillen respektieren. 

Hoffentlich bald europaweites Mina-
rettverbot
Das Abstimmungsresultat wurde europaweit 
von rechten Parteien gefeiert. In den Nieder-
landen und in Österreich zieht man jetzt ein 
Minarettverbot auch in Erwägung. Die Schweiz 
kann sehr stolz auf dieses Abstimmungsresultat 
sein! Mit diesem Abstimmungsresultat hat sie 
das ausgedrückt, wozu andere Länder nicht den 
Mut haben. Auch haben die Bürger – aufgrund 
ihres politischen Systems – nicht die Gelegen-
heit, über eine derartige Vorlage abzustimmen. 
Umfragen haben allerdings aufgezeigt, dass  
z. B. deutsche Staatsangehörige über die Mina-
rettfrage nicht anders abgestimmt hätten. 

Unerwartete Unterstützung aus 
dem Ausland
Überraschenderweise erhielten wir Unterstüt-
zung aus dem Ausland – und zwar von keinem 
geringeren als dem französischen Präsidenten 
Nicolas Sarkozy. In einem Zeitungsartikel 
schrieb er: «Anstatt das Schweizer Volk endgül-
tig zu verurteilen, sollten wir auch verstehen, was 

Von  
Grossratskandidat 
Cyrill Gerber, JSVP 
Thun & Umgebung 
3661 Uetendorf 
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Schlechte Verlierer 
Von Jean-Pierre Desgrandchamps, Flugkapitän 
i.R., alt Gemeinderat der Stadt Grenchen und 

alt Kantonsrat, 3718 Kandersteg

Die Verlierer der Abstimmung vom 29. Novem-
ber, der Bundesrat, der helvetische, gleichge-
schaltete und linke Medienverbund (MV), alle 
Parteien ausser der SVP und der EDU, Econo-
mieSuisse, die Pfaffen, die Hilfswerke und die 
unsäglichen NGO’s wollen und können nicht 
begreifen, dass sie Volkes Stimme nicht gehört 
haben. (Oder nicht hören wollten!) 
Und der SP-Genosse Longchamp, unvermeid-
licher Hofpolitologe bei «unserem» Staats-
monopol-Fernsehen, hat sich endgültig als 
«Wissenschafter» disqualifiziert! Satte 20,5 
Prozentpunkte lag er mit seinen getürkten «Um-
fragen» daneben. Wortreich versuchte er nach 
dem Bekanntwerden des Abstimmungsresultats 
sein katastrophales Versagen zu rechtfertigen 

und verstrickte sich dabei immer mehr in Wi-
dersprüche. 
Auch «unser» zwangsgebührenpflichtiges, linkes 
Staatsmonopol-Fernsehen tat sich sehr schwer 
mit dem demokratisch gefällten Volksentscheid. 
Schon am Sonntagnachmittag, als der positive 
Entscheid des Souveräns sich immer deutlicher 
bestätigte, wurde die Sprachregelung «überra-
schend» ausgegeben. Vom simplen Lokalrepor-
ter am Ort über den Oberschnurri Leuthard bis 
zur Tagesschausprecherin schnorrten alle von 
«überrascht». «Überrascht»? 
Nun, gewiss war der Volksentscheid für die 
Manipulis vom Leutschenbach «überraschend», 
hatten sie doch während Wochen im Vorfeld der 
Abstimmung übelste politische Agitation ge-
gen das Volksbegehren betrieben: Tagesschau, 
10vor10, «Arena» und «Club» sowie der Te-
letext wurden missbraucht, um mit getürkten 
«Umfragewerten» Stimmung gegen die Initia-
tive und gegen die vermeintlichen Urheber von 
der SVP zu machen. 
Dabei «entging» den DRS-Manipulis die 
schlichte Tatsache, dass zwar wohl SVP-Leute 
im Komitee sassen, dieses aber überparteilich 
war. 
Auch die beiden hochtoxischen Nervengifte Gia-
cobbo und Müller agitierten während Wochen 
gegen die Initiative. Und sogar noch am Abend 
des 29. November konnten sie es nicht lassen, 
eine grosse Mehrheit der Stimmbürger zu veräp-
peln. Zu diesem Zweck luden sie zwei deutsche 
«Komiker» ein. Der eine Bartli-Nuscheler kam 
nicht einmal beim mehrheitlich linken Studiopu-
blikum mit seinen «Gags» an. Und der andere, 
ein Herr Schneider, radebrechte in ungepflegtem 
«Grüüzi, grüüzi»-Teutonendeutsch daher, er sei 
«Schwyzer» und er schäme sich für das deut-
liche JA. 
Dem Herren Schneider wünsche ich die Erkennt-
nis der fiktiven Frau Sarasin aus dem Basler 
«Daig»: «No hätt‘me als solle Diitsche bliibe!» 
Wer aber mit beiden Füssen auf der Erde stand, 
wer sich gelegentlich an den verfemten Stamm-
tischen umhörte, der wusste, dass es möglicher-
weise ein zwar knappes, aber immerhin ein Ja 
geben würde. Ich räume gern ein, dass auch ich 
von der hohen Stimmbeteiligung und vom ho-
hen Ja-Anteil der Stimmen überrascht war. Nur 
gerade in den rot-grünen – also rot-knallroten-
Sumpfinseln Bern, Basel, Genf, Lausanne und 
Zürich gab es ein Nein. Die gesamte und noch 
intakte Schweiz, inklusive des Kantons Jura, 
stimmten mit Ja. 

es ausdrücken wollte und was so viele Völker in 
Europa fühlen, darunter das französische Volk. 
Europa sei tolerant. Aber seine Völker wollten 
nicht, dass ihr Lebensrahmen, ihre Denkweise 
und ihre sozialen Beziehungen entstellt werden.» 
Mit dieser Geste hat sich der französische Präsi-
dent Sarkozy mit der Schweiz in Bezug auf die 
Minarettfrage solidarisiert. 

Die Schweiz ist auf gutem Weg 
Linke Politiker bezichtigten die Schweiz nach 
dem Abstimmungsresultat als «ein Land auf Ab-

wegen». Dem kann ich nicht zustimmen. Denn: 
Die Schweiz ist auf gutem Weg. Lange genug 
wurden dem Schweizer Volk falsche Toleranz-
vorstellungen vermittelt. Nun ist es an der Zeit 
zu konsolidieren. Oder wollen wir wie z. B. 
Grossbritannien enden? In Grossbritannien ver-
zichtet man in einigen Ortschaften freiwillig auf 
den Weihnachtsschmuck, um die muslimischen 
Gläubigen in ihren religiösen Gefühlen nicht zu 
verletzen. Laut den ortsansässigen Muslimen 
wäre eine derartige Einschränkung gar nicht 
nötig. 

Toleranz gegenüber Andersgläu-
bigen 
Die Muslime dürfen ihren Glauben in der Schweiz 
weiterhin praktizieren. Ihre Glaubensausübung 
ist auch verfassungsmässig geschützt. Anders-
gläubige sind in der Schweiz weiterhin willkom-
men – solange sie nicht die staatliche Ordnung 
interminieren wollen, unsere Kultur respektieren 
und sich bemühen, sich in unserem Rechtsstaat  
zu integrieren – dies sind meine Vorstellungen 
von Toleranz. 
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Auch dieses Plakat hatte zum Ja beigetragen.

Am 29. November 2009
braucht es Ihr überzeugtes JA
zum Minarettverbot

Minarette gehören nicht
in die Schweiz –
ein JA zum Minarettverbot
ist nötig !

Auch «unsere» Aussenministerin und Madame 
Widmer taten sich ungemein schwer, das klare 
Verdikt des Volkes zu akzeptieren: Madame 
Widmer lieferte noch am Abend des 29. Novem-
ber den Islamisten die Gebrauchsanweisung für 
das gerichtliche Vorgehen über das Bundesge-
richt bis zu den fremden Richtern in Strassburg. 
Und Madame Calmy «entschuldigte» sich tags 
darauf bei ihren Amtskollegen in Athen. Auch 
sie lud die Islamisten ein, sich gegen den klaren 
Volksentscheid zu wehren. 
Herr Merz, derzeit noch Bundespräsident, will 
uns, den Souverän, yes – we, the people – 
also entmündigen. Dieser von seinen allerletz-
ten guten Geistern verlassene «Landesvater» 
teilte mit, er wolle prüfen lassen, ob in Zukunft 
solche Volksbegehren nicht mehr zur Abstim-
mung kommen sollten. So viel zum Demokratie-
verständnis jenes Herrn Merz, der unser oberster 
Angestellter ist! In jedem gut geführten Betrieb 
würde ein so schief liegender Angestellter frist-
los entlassen. Aber der Bund ist nun einmal 
kein gut geführter Betrieb und schon gar nicht 
heutzutags. 
Dem einsamen Herrn Merz und den beiden Da-
men ist zu raten, sich ein neues Volk zu suchen! 
Und Rücktritte aus dem Bundesrat sind über-
fällig! 
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Zur Erhaltung und Stärkung der Schweizer 
Landwirtschaft fordert die SVP und die Junge 
SVP Schweiz von Parlament und Bundesrat: 
– den Abbruch der Verhandlungen über ein 
EU-Agrarfreihandelsabkommen. Die Schwei-
zer Landwirtschaft hat kürzere Spiesse als die 
Konkurrenz in der EU (siehe Liberalisierung 
Käsemarkt) und hätte durch den Freihandel 
mit Einkommenseinbussen von bis zu 50% 
zu rechnen, was einem Todesstoss für unsere 
Schweizer Bauernfamilien gleich käme; 
– die Schweizer Verhandlungsdelegation zu 
verpflichten, den Antrag zu stellen, dass die 
Landwirtschaft sowie die Nahrungsmittel bei 
den Verhandlungen im Rahmen der WTO aus-
zuklammern sind und den Zielen der Doha-
Runde entgegenzutreten ist. Zusätzlich soll 
jedem Staat die Versorgungssicherheit und die 
Ernährungssouveränität gewährt werden. Ein 
Abschluss der Doha-Runde hätte für die Land-
wirtschaft vernichtende Folgen; 
– einen dringlichen Bundesbeschluss für 
eine privatrechtliche, allgemeinverbindliche 
Milchmengensteuerung, an die sich sämtliche 
Produzenten zu halten haben. Damit soll ein 
Milchpreis ermöglicht werden, der es den Bau-
ernfamilien erlaubt, sich eigenverantwortlich 
den Herausforderungen der Zukunft zu stellen; 
– eine Revision des Raumplanungsgesetzes für 

den ländlichen Raum. Die vorhandene und er-
schlossene Bausubstanz muss vollumfänglich 
und flexibler genutzt, erweitert, umgebaut oder 
abgerissen und wiederaufgebaut werden kön-
nen. Der knappe Boden, welcher der Landwirt-

schaft noch zur Verfügung steht, darf nicht für 
die Renaturierung von Fliessgewässern oder die 
Ausdehnung der Waldflächen geopfert werden; 
auf die Bildung einer Bilanzreserve für Be-
gleitmassnahmen in der Landwirtschaft zu ver-
zichten. Bundesrat und Parlament sollen ihren 
Willen zur Erhaltung der einheimischen Land-
wirtschaft durch Massnahmen zur Förderung 

Zum 179. Mal fand der Ustertag statt. Die 
Hauptrede wurde von Bundesrätin Doris 
Leuthard gehalten. Die Ehre der Vorrede 
ging an die JSVP-Nachwuchspolitikerin Ani-
ta Borer aus Uster, die es mit ihrer span-
nenden Rede sogar vermochte, Bundesrätin 
Doris Leuthard in den Schatten zu stellen.

Der revolutionäre Geist des Uster-Tags lebt. 
Auch dieses Jahr kamen rund 1000 Personen 
zusammen, in Erinnerung an den 22. November 
1830. Damals strömten zirka 10’000 Bürger 
aus den verschiedensten Regionen des Kantons 
Zürich auf den Ustermer Zimikerhügel, um auf 
friedliche Weise gegen die Bevormundung der 
Landschaft durch die Stadt Zürich zu prote-
stieren.
Diese Freiheit muss auch heute verteidigt wer-
den, wie Anita Borer, die Vizepräsidentin der 
Jungen SVP des Kantons Zürich, in der Vorrede 
zur Gastrednerin Bundesrätin Doris Leuthard 
sagte. Anita Borer sprach über die Jugend und 
betonte, wie ausschlaggebend die Jugend am 
22. November 1830 war. Denn die Jugend war 
es vor allem, die am Ustertag von 1830 den 
Mut hatte, sich gegen das patriarchalische und 
bevormundende Regime von Zürich zu wehren. 
Das Publikum hörte gespannt und aufmerk-

sam zu, wäh-
rend Anita Bo-
rer Vergleiche 
zwischen der 
damaligen und 
heutigen Zeit 
darstellte. Da-
mals wollte die 
Jugend Eigen-
verantwortung, 
Freiheit und 
Gleichberech-
tigung, Werte, 
die gemäss der 
Rednerin heute 

immer mehr verloren gehen und für die es 
sich zu kämpfen lohnt. Anita Borer erntete 
für ihre Ausführungen einen grossen und ver-
dienten Applaus. Sie meisterte diese nicht ganz 
einfache Aufgabe der Ustertags-Vorrede mit 
Bravour.
Die anschliessende Hauptrede von Bundesrätin 
Doris Leuthard war im Gegensatz zu Anita 
Borers brillanten Rede eher langweilig. Die 
Bundesrätin überraschte weder durch neue The-
men noch neue Argumente. Leuthard sprach in 
routinierter Weise über Gleichberechtigung und 
Gerechtigkeit. Sie meinte, dass Gerechtigkeit 

Resolution zur Stärkung der  
Schweizer Landwirtschaft 

Ustertag – Jung-SVP-Politikerin  
Anita Borer brilliert

erst dann herrsche, wenn alle sich gleichberech-
tigt fühlen. Von der Gleichberechtigung seien 
wir jedoch noch weit entfernt, was vor allem 
Frauen bei Löhnen und Karrierechancen be-
treffe. Ebenfalls betonte Bundesrätin Leuthard, 
dass auch Staaten und Regierungen Ungerech-
tigkeitsgefühle schüren können, wie zum Bei-
spiel mit Schutzzöllen in der Agrarpolitik
Wer die beiden Rednerinnen miteinander ver-
glich, dem fiel schnell auf, dass Anita Borer 
ihre beherzte und engagierte Rede so richtig 
lebte und der Geist des Ustertags in ihren 
Worten zum Ausdruck kam. Bei Bundesrätin 
Doris Leuthard hingegen kam schon nach we-
nigen Minuten das Gefühl auf, dass sie eine 
Pflichtübung absolvierte. Mit ihrer frischen und 
inspirierenden Rede hat Anita Borer bewiesen, 
dass die Jugend noch heute am Ustertag eine 
tragende Rolle spielt. Und auch, dass ein neues 
Rednertalent geboren worden ist!

dezentraler Strukturen und multifunktionaler 
Betriebe zeigen, nicht aber durch «Sterbeprä-
mien»; 
– keine neuen Richtlinien und Vorschriften im 
Tier-, Gewässer- und Umweltschutz, die zu hö-
heren Produktionskosten gegenüber dem Aus-
land führen. Bürokratische und administrative 
Erschwernisse sind, wo immer möglich, abzu-
bauen. In Erfüllung der Investitionssicherheit 
sollen nach neuesten Erkenntnissen realisierte 
Bauten und Einrichtungen während mindestens 

30 Jahren ab Inbetriebnahme auf 
Grund neuer Gesetze, Verord-
nungen oder Richtlinien, nicht 
verändert werden müssen; 
– den Viehexport weiterhin zur 
Stärkung der Grünlandbetriebe 
vor allem im Hügel- und Bergge-
biet zu fördern. Wird kein Jung-
vieh mehr aufgezogen, führt dies 
zu einer Vergandung der Alpen, 
was auch für den Tourismus-
standort Schweiz negative Fol-
gen hätte. 
Mit der Umsetzung dieser Re-
solution kann sichergestellt 
werden, dass die Schweizer 

Landwirtschaft den vom Volk in der Verfas-
sung verankerten Auftrag der nachhaltigen 
und sicheren Versorgung der Bevölkerung 
mit gesunden Nahrungsmitteln, der Erhal-
tung der natürlichen Lebensgrundlage und 
der Pflege der Kulturlandschaft sowie der 
dezentralen Besiedelung des Landes erfüllen 
kann. 

Foto: ZVG

Frauenpower bei der 
Jungen SVP Zürich!
Redaktion und Parteileitung der Jungen 
SVP Schweiz gratulieren Anita Borer 
herzlich zur erfolgreichen Wahl zur neu-
en Präsidentin der Jungen SVP Kanton 
Zürich! Im 8-köpfigen Vorstand haben die 
Frauen mit sechs Sitzen das Zepter fest in 
der Hand.
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Die Ausschaffungsinitiative muss dringend 
vors Volk

Die Volksinitiative für die Ausschaffung kri-
mineller Ausländer wird auf die lange Bank 
geschoben. Nach dem Resultat der Minarett-
Abstimmung bibbern die so genannten Pro-
fessoren, Intellektuellen und Gutmenschen; 
denn eine Annahme der Ausschaffungsinitiative 
scheint momentan über jeden Zweifel erhaben. 
Repräsentative Umfragen, die kürzlich in den 
Kantonen Luzern und Zug durchgeführt wurden, 
haben diesen Eindruck bestätigt. 68% sprachen 
sich für die Annahme aus. Die Gegnerschaft 
sieht erneut die Verletzung der Menschenrechte 
in Gefahr. Wobei dieser Ansatz zu unrecht als 
Contra-Argument herumgeistert. Bereits bei der 
Minarett-Abstimmung wurde mit der Verletzung 
der Religionsfreiheit gedroht, sollte es ein Ja 
geben. Die Begründung war jedoch sehr dürftig 

und zeigte einmal mehr, welche Kräfte unser 
Land vor die Hunde gehen lassen will.
An dieser Stelle ist klar zu erwähnen, dass mit 
der Initiative nur ausländische Schwerverbre-
cher ausgeschafft werden sollen. Darunter fallen 
beispielsweise Mord, Vergewaltigung, schwerer 
Raubüberfall oder Missbrauch der Sozialwerke. 
Die erwähnten Delikte sind allesamt nachvoll-
ziehbar. Wer die Sicherheit im Land gefährdet, 
gehört als Schweizer Staatsbürger ins Gefängnis 
und im Falle einer ausländischen Staatsangehö-
rigkeit in das jeweilige Heimatland ausgeschafft. 
Der Steuerzahler finanziert den kriminellen 
Ausländern den Aufenthalt in unseren Luxus-
Gefängnissen, obwohl ein anderes Land dafür 
aufkommen müsste. Der Standard in 
den Gefängnissen muss schleunigst 
gesenkt werden, damit Straftäter nicht 
noch für ihre Taten belohnt werden.
Der oft thematisierte Pass auf Probe 
kann dem Freipass Schweiz ein Ende 
setzen und dafür sorgen, dass sich 
die Anzahl krimineller Delikte ver-
kleinert.
Diese Initiative hat auch indirekte 
Auswirkungen auf die ausländischen 
Mitbürger. Mit der konsequenten Aus-
schaffung straffälliger Nicht-Schwei-
zer kann der Ruf der Ausländer auf 

jeden Fall aufpoliert werden. Vorurteile können 
so von Zeit zu Zeit immer mehr abgebaut werden 
und ermöglichen ein gutes Zusammenleben in 
unserer schönen Schweiz.
Das Parlament will einen Gegenvorschlag aus-
arbeiten. Es ist zu befürchten und damit zu rech-
nen, dass dieser im höchsten Grad verwässert 
wird und somit keinen Einfluss auf die Praxis 
haben wird.
Sollte die Ausschaffungsinitiative ohne Vorbe-
halte demnächst vors Volk kommen, stehen die 
Chancen für eine Annahme hervorragend.
Die Ausschaffung krimineller Ausländer –  
eigentlich logisch.

Wettbewerb

Auflösung Wettbewerb DIE IDEE 4/09
Gesucht war natürlich der Kanton Obwalden. Bei den  
zahlreichen falschen Antworten reichten die Nennungen 
von Genf bis Freiburg. Die Neugründung einer JSVP- 
Sektion in Obwalden ist das klare Ziel von Parteipräsident 
Erich J. Hess. In allen übrigen Kantonen gibt es bereits  
eine Junge SVP.

Je ein Orginal-Soldatensackmesser von Victorinox im Wert von 44 
Franken haben gewonnen: 
Sandra Graf-Bühler, 3714 Frutigen und Florence Rappaz, 1205 
Genève

Je ein Buch «Freier Fels in brauner Brandung» der Schweizerischen 
Vereinigung Pro Libertate im Wert von 39 Franken haben gewon-
nen: Antonio Hänni, 3098 Köniz / Martin Christener, 6045 Meggen /  
Adrian Mangold, 4104 Oberwil /  Emil Meyer, 8765 Engi / Timo 
Bühler, 3053 Münchenbuchsee und Beat Vetterli, 6383 Dallenwil 

Erkannt? Wer posiert hier für die SVP im Stade 
de Suisse (früher Wankdorfstadion)?
Wer mindestens eine Person erkennt, kann am Wettbewerb teilneh-
men. Gewinnen Sie erneut attraktive Preise der Firma Victorinox sowie 
interessante Bücher. Benutzen Sie den Talon auf Seite 16 oder Lösung 
via Mail an idee@jsvp.ch.

Antwort auf Talon Seite 16 oder per Mail an idee@jsvp.ch
Wer mitmacht, gewinnt!

Bild: ZVG

Foto: ZVG

Von  
Damian Landolt
6375 Beckenried

Foto: ZVG
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Junge SVP URI will Bau einer zweiten  
Gotthard-Röhre
Am 5. Mai 1970, also vor gut 29 Jahren, erfolgte 
der offizielle Baubeginn für den Gotthard-Stras-
sentunnel. Gut zehn Jahre später, am 5. Sep-
tember 1980, konnte der (einröhrige) Gotthard-
Strassentunnel dem privaten Verkehr übergeben 
werden. Zu Beginn nutzten jährlich rund drei 
Millionen Fahrzeuge den Tunnel. Mittlerweile 
sind es jährlich sechs Millionen Fahrzeuge, die 
den Gotthard-Strassentunnel passieren. 
Die Junge SVP URI (in Gründung) ist der 
Ansicht, dass der schnell alternde Gotthard-
Strassentunnel, der in ca. zehn Jahren total sa-
niert werden muss, nur in Verbindung mit einer 
zweiten Röhre in für den Kanton Uri verträg-
licher Art und Weise saniert werden kann. Eine 
Vollsperrung während mehrerer Monate über 

mehrere Jahre oder während einem oder mehre-
ren Jahren am Stück würde grosse Probleme für 
den Wirtschafts- und Wohnkanton Uri mit sich 
bringen. Da bekanntermassen kein politischer 
Entscheid in Stein gemeisselt ist, erachtet es die 
Junge SVP URI als ihre Pflicht, den Urnerinnen 
und Urnern emotionslos und sachlich vor Augen 
zu führen, wie die Realität respektive deren 
Auswirkungen bezüglich der Totalsanierung des 
Gotthard-Strassentunnels aussehen. 
Als junge bürgerliche Partei setzt sich die Jun-
ge SVP URI für funktionsfähige Verkehrswege 
ein, da diese Grundlage sind für Wohlstand, 
Wirtschaftswachstum und Vollbeschäftigung. 
Mit dem raschen Bau einer zweiten Röhre für 
den Gotthard-Strassentunnel kann ein sinnvoller 

Schritt zur Sicherheit des privaten Verkehrs ge-
tätigt werden. Insbesondere die Urner Jugend-
lichen würden von dieser zukunftsgerichteten 
Investition und den damit verbundenen posi-
tiven Auswirkungen auf den Kanton Uri stark 
profitieren. 
Der Wirtschafts- und Wohnkanton Uri und der 
Tourismusstandort Uri könnten enorm profitie-
ren. Die Sicherheit für die täglich rund 20’000 
Menschen, die den Gotthard-Strassentunnel nut-
zen, würde massiv erhöht und das Urner Ober-
land müsste sich weniger wegen den blockierten 
National- und Kantonsstrassen ärgern. Schliess-
lich müsste auch der Kanton Tessin in Zukunft 
weniger schwerwiegende Beeinträchtigungen 
auf sich nehmen.

Unsere Ziele werden wir innerhalb einer rechts-
bürgerlichen Politik definieren. Wir wollen ins-
besondere den Kanton Uri als lohnenswerten 
Wohn-, Arbeits- und Wirtschaftskanton positi-
onieren. Um dieses Ziel zu erreichen, brauchen 
wir gute Verbindungen gegen Norden und Sü-
den. 
Genau dies bewog uns, die Initiative für mehr 
Sicherheit im Gotthardtunnel und eine starke Ur-
ner Volkswirtschaft zu lancieren. Ziel dieser In-
itiative ist keine Einschränkungen während der 
Sanierung des Gottharttunnels, indem wir vorher 

einen zweiten Tunnel bauen und nach der Sanie-
rung in getrennten Tunnels je eine Spur als Fahr- 
und eine als Stand- und Pannenstreifen nutzen 
können, was die Sicherheit massiv erhöht, weil 
der Gegenverkehr entfällt und die Verfügbarkeit 
während des ganzen Jahres sicherstellt. Ich bin 
überzeugt, dass diese Idee auch Samih Sawiris 
unterstützt. Er würde es sicher nicht schätzen, 
wenn der Verkehr sein Resort kurz nach des-
sen Eröffnung zweiteilen würde. Die Initiative 
wurde am 21. 11. 2009 mit 1680 gültigen Unter-
schriften eingereicht. Herzlichen Dank.

Bild: ZVG

Leserbrief

Ein starker Bauern-
stand 
Gesunde Tiere werden erschossen. Für kran-
ke Tiere fehlt das Geld für eine Behandlung. 
Den Bauern wird vorgeschrieben, wie sie ihr 
Land zu bewirtschaften haben und wenn sie 
sich weigern, fällt die Unterstützung vom Staat 
weg. Wer den Film «Unser täglich Fleisch» 
gesehen hat, weiss, wie es den Bauern in Eng-
land geht. Doch England ist nicht die Schweiz. 
Doch wenn das EU-Agrarfreihandelsabkommen 
durch kommt sind wir in ein paar Jahren – evtl. 
ein paar Jahrzehnten – gleich weit wie England. 
Die Öffentlichkeit wird durch die zuständigen 
Ämter getäuscht. Bei uns ist dies nicht anders. 
Das BWL tut so, als ob die Bauern trotz Cassis-
de-Dijon und Agrarfreihandelsabkommen eine 
Chance zum Überleben hätten. Doch dies ist 
eine Lüge. In England wird der grösste Teil der 
Lebensmittel aus dem Ausland importiert, da 
dies billiger ist. Auch wir lernen dieses Problem 
langsam kennen.
Die Zeit wird schon bald kommen, in der So-
lidarität und Zusammenhalt den Bauernstand 
stärken und letzten Endes retten wird. Viele 
haben sich bereits die Zähne an uns ausgebissen 
und viele werden dies noch tun. 
Ein starkes Heimatland durch einen starken Bau-
ernstand.

Nina Hinni, Kommission Landwirtschaft JSVP 
Bern, 4524 Günsberg

Spenden in WIR

Sie können Spenden an  
DIE IDEE auch in WIR tätigen.

Spenden in WIR bitte BA an DIE IDEE, 
Postfach 6803, 3001 Bern senden.  
Konto 119 571 - 37

Herzlichen Dank für Ihre Unterstützung.

Barack Obama, Peer Steinbrück und Bundesrat Hans-Rudolf Merz sitzen in einer Skihütte bei-
sammen. Obama bestellt ein Glas «Budweiser», trinkt es auf einen Zug aus, wirft das Glas in 
die Luft, zieht seinen Revolver, zerschiesst das Glas in tausend Scherben und ruft: «Wir haben 
in Amerika so viel Geld, wir trinken nie aus einem Glas zweimal!» 
Das kann sich Steinbrück nicht bieten lassen, bestellt ein Glas «Warsteiner», trinkt aus, wirft 
das Glas in die Luft, schnappt sich den Revolver von Obama, zerschiesst das Glas und meint: 
«Wir haben in Deutschland so viel Geld, wir trinken auch nie aus einem Glas zweimal!» 
Da bestellt sich Merz ein «Feldschlössli», trinkt aus, nimmt sich die Pistole, knallt Steinbrück ab, 
und meint: «Mir händ i dä Schwiiz so viel Dütschi, mir trinkäd nie mit eim zweimal!» 
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Humoreske

Das Mysterium «Bundesratswahlen» für Anfänger 
Ketzerische Gedanken zur hoffnungslosen Suche nach dem «richtigen» Bundesrat

(Vorbemerkung: Dieser Artikel sollte nur von 
politisch völlig Uninteressierten gelesen wer-
den; alle anderen riskieren hoffentlich, ihn auch 
ernst zu nehmen). 
Bald steht wieder eine Bundesratswahl an. Wer 
wird NachfolgerIin von Couchepin? Jemand von 
der FDP, oder doch nicht? Jemand aus der la-
teinischen Schweiz oder doch nicht? Ein Mann 
oder doch eine Frau? Fragen über Fragen. 
Der Bundesrat, unsere Landesregierung, ist als 
«oberste leitende und vollziehende Behörde des 
Bundes» (BV Art. 174) für die Geschicke der 
Schweiz das wohl wichtigste Gremium. Des-
halb sollte eigentlich stets der Bestmögliche 
(Frauen selbstverständlich eingeschlossen) in 
dieses Gremium gewählt werden. War/ist dem 
wirklich so? Wenn ja, warum nicht? Und ist der 
Beste auch wirklich immer der Richtige, bzw. ist 
der Richtige der stets Beste? Und wer gibt uns 
am meisten Gewähr, dass die Besten bzw. Rich-
tigsten gewählt werden? Parlament (wie bisher) 
oder Volk (wie von der SVP Zürich gefordert) ? 
Fragen über Fragen. 

Bundesratswahlen sind keine ein-
fache Sache: Suchen wir den  
«Besten» oder den «Richtigsten»? 
Die einleitend gestellten Fragen sind nicht ein-
fach zu beantworten. Denn beim heutigen Sys-
tem wird bei Bundesratwahlen ja nicht etwa 
ein Verkehrsminister, ein Justizminister oder 
ein Wirtschaftsminister gewählt. Gewählt wird 
schlicht ein Mitglied des Bundesrats, von dem 
man im vorneherein nicht weiss, welches De-
partement er dereinst leiten wird. Also ist es 
schwierig zu sagen, wer jeweils «der Beste» 
ist: ein Wirtschaftsfachmann, ein Superjurist 
oder ein Verkehrsspezialist etc.? Deshalb ist der 
«Bes te» eigentlich gar nicht wählbar. Es kann 
nur darum gehen, den «Richtigen» zu wählen. 
Doch wer ist der «Richtigste»? Welches sind die 
Auswahlkriterien ? 

Unser Bundesrat 
Unser Bundesrat ist ein Regierungsgremium sui 
generis. Es besteht nicht, wie im Ausland, aus 
einem Regierungschef (Ministerpräsident oder 
Kanzler) mit einem von ihm eingesetzten Minis-
terkabinett, sondern aus sieben gleichberech-
tigten Regierenden. Der für nur ein Jahr gewähl-
te Bundespräsident leitet zwar die Sitzungen, hat 
aber ansonsten nur repräsentative Funktionen. 

Deshalb kommt der Wahl der Mitglieder des 
Bundesrates entscheidende Bedeutung zu. 

Die so genannte Zauberformel 
Heute wird der angeblich «richtigste» Bundesrat 
vorweg parteipolitisch gewählt: Dies gemäss 
Parteistärke, d. h. aufgrund der letzten Wahlen 
oder gemäss der parteipolitischen Zusammen-
setzung der eidgenössischen Räte. Man nennt 
das die «Zauberformel». Dieses Kriterium ist 
nicht sakrosankt. Es kann ändern, wenn auf-
grund der Wahlresultate die Parteistärken oder 
aufgrund von Parteiallianzen die Kräftebilanz in 
den eidgenössischen Räten ändern. Es handelt 
sich also um ein variables Element. 

Es gibt aber auch ein anderes, viel 
wichtigeres Kriterium 
Die Wahl des «richtigen» Bundesrates muss 
nach helvetischem Verständnis aber auch vielen 
anderen Faktoren Rechnung tragen. Vorweg der 
kulturell-sprachlichen Zusammensetzung des 
Landes. 
Die Schweiz ist ein direktdemokratischer, fö-
deralistischer Kleinstaat mit starker regional/
lokaler Verankerung und grossen kulturellen/
sprachlichen Unterschieden. Sie ist eine Wil-
lensnation, d. h. sie besteht weil und so lange 
wie die einzelnen Landesteile, Kantone (Re-
publiken) und Bevölkerungsgruppen sich im 
Gesamtstaat gut aufgehoben fühlen. Wichtig ist 
deshalb, dass im Bundesrat als Landesregierung 
sämtliche Interessen proportional vertreten sind 
(bis vor einigen Jahren galt ja noch die so ge-
nannte «Kantonsklausel», d. h. die Bestimmung, 
dass nicht mehr als ein Bundesrat aus einem 
einzelnen Kanton stammen dürfe). Dies ist ein 
fixes Element. 

Weitere Kriterien 
Weiter sollten möglichst weitere Kriterien in das 
Auswahlverfahren für den Bundesrat einbezo-
gen werden. Vorweg gilt das für den so genann-
ten Frauen-Anteil (heute ist ein Bundesrat mit 
nicht mindestens drei Frauen praktisch undenk-
bar). Früher war die Religion ein wichtigeres 
Kriterium. Heute erwägt man bereits ernsthaft 
eine angemessene Vertretung von Schweizern 
mit «Migrationshintergrund» (bei 20% Auslän-
dern, 5% Eingebürgerten + mindestens 10–15% 
Leuten mit mindestens einem Elternteil, der bei 
der Geburt nicht Schweizer war, erklärt sich 
das: das ergibt total einen Bevölkerungsanteil 
von 35–40%). Mit ebensolchem Recht könnten 
morgen die Raucher (ca. 30%), die Homosexuel-
len/Lesben oder die Illiteraten (offenbar bereits 
mehr als 10%!) eine angemessene Vertretung 
in der Landesregierung verlangen. «Illiteraten» 
sind Leute, die zwar schlecht und recht lesen und 
schreiben können (sonst wären es ja Analpha-
beten), die aber schon einen einfachen Text nicht 
zu verstehen und schon gar nicht zu verfassen 
vermögen. Wenn‘s dann sogar noch die Autofah-
rer oder Natel-Besitzer (110%; d. h. mehr Mo-

biltelefone als Einwohner!) täten, müsste man 
notgedrungen die Zahl der Bundesräte erhöhen. 

Jede Zusammensetzung des Bun-
desrats ist theoretisch denkbar 
Bundesrat Ueli Maurer hat es letzthin auf den 
Punkt gebracht: Auch ein Bundesrat mit 7 Tes-
sinern würde theoretisch funktionieren (wenn‘s 
denn gute Leute wären). Keine Frage. Anfangs 
unseres Bundesstaates hat ja auch ein Bundesrat 
mit sieben Freisinnigen funktioniert. Es ginge 
ebenso gut (oder schlecht) mit 7 Frauen, 7 Ka-
tholiken, 7 Schwulen oder 7 Automobilisten (die 
wir ja wohl schon heute haben). Bedenken hätte 
ich nur bei 7 Illiteraten: Denn dann würde die 
Verwaltung ihre Machtstellung wohl endgültig 
konsolidieren. 

Nun ernsthaft (ehrlich, ich verspre-
che es!) 
Eines haben Sie wohl gemerkt: Die Wahl des 
Bundesrates ist keine einfache Sache. Da gibt 
es (zumindest wenn man den Zusammenhalt der 
Willensnation Schweiz als wichtig betrachtet) 
ein fixes Element: die repräsentative Vertretung 
der Landesteile bzw. Sprachregionen. Und es 
gibt variable Elemente: etwa die parteipolitische 
Zusammensetzung der Regierung und die üb-
rigen, bereits erwähnten Wahlkriterien für die 
Kandidaten (dazuzuzählen wären noch deren 
Exekutiverfahrung in kantonalen Regierungen 
oder als Bundesparlamentarier). 
So stellt sich denn die Frage, wer – vor diesem 
Hintergrund – am besten geeignet ist, um an-
gesichts der Kriterienvielfalt den Bundesrat zu 
wählen. Tut es weiterhin das Parlament, gibt’s 
fortlaufend die bekannten parteipolitischen Ge-
plänkel und Intrigen. Täte es das Volk (unter 
Beachtung der fixen Elemente, d. h. der reprä-
sentativen Vertretung der Landesteile), käme es 
meines Erachtens besser heraus. 

Volkswahl des Bundesrats 
Als Bürger dieses Staates habe ich, wie Sie alle, 
3–4mal pro Jahr über allerhand Dinge abzustim-
men. Etwa über eine Trottoir-Erneuerung am 
anderen Ende der Stadt, wo ich keinen blassen 
Dunst habe, wo das überhaupt ist. Oder über 
das konjunkturpolitische Wirtschaftsinstrumen-
tarium der Regierung, über das sich die be-
kanntesten Professoren an unseren Universitäten 
uneinig sind. Aber einen Bundesrat zu wählen, 
das mutet man mir nicht zu. 
Ich weiss nicht, wie Sie darüber denken. Ich 
jedenfalls würde ganz gerne mitreden bei der 
Wahl unserer Bundesräte. 

Von 
Dr. rer. publ. HSG 
Rolando Burkhard
3007 Bern

www.zeitungidee.ch
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 Nr.    Name, Vorname  Geburtsdatum  Wohnadresse  Eigenhändige Unterschrift  Kontrolle
  (Blockschrift) selber, handschriftlich und leserlich schreiben Tag, Monat, Jahr  Strasse, Hausnummer   Leer lassen

 1

 2

 3

Wer bei einer Unterschriftensammlung besticht oder sich bestechen lässt oder wer das Ergebnis einer Unterschriftensammlung für eine Volksinitiative fälscht, macht sich strafbar nach 
Art. 281 beziehungsweise nach Art. 282 des Strafgesetzbuches. 

Die untenstehende Stimmrechtsbescheinigung wird durch das Initiativkomitee eingeholt. 

Postleitzahl:                                       Politische Gemeinde:         Kanton:

EIDGENÖSSISCHE VOLKSINITIATIVE „FAmILIENINITIATIVE: STEuErAbzüGE AuCH Für ELTErN, DIE IHrE KINDEr SELbEr bETrEuEN“.   
Im Bundesblatt veröffentlicht am:  26. Januar 2010. Die unterzeichneten stimmberechtigten Schweizer Bürgerinnen und Bürger stellen hiermit, 
gestützt auf Art. 34, 136, 139 und 194 der Bundesverfassung und nach dem Bundesgesetz vom 17. Dezember 1976 über die politischen Rechte, 
Art. 68ff., folgendes Begehren: 

Die Bundesverfassung vom 18. April 1999 wird wie folgt geändert: 

Art. 129 Abs. 4 (neu)
4 Eltern, die ihre Kinder selber betreuen, muss für die Kinderbetreuung ein mindestens gleich hoher Steuerabzug gewährt werden wie Eltern, 
  die ihre Kinder fremd betreuen lassen.

Auf dieser Liste können nur Stimmberechtigte unterzeichnen, die in der genannten politischen Gemeinde in eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind.  
Bürgerinnen und Bürger, die das Begehren unterstützen, mögen es handschriftlich unterzeichnen.

Die Familieninitiative hat folgende Zielsetzungen: 
• Steuerliche Entlastung für alle Familien mit Kindern

• Keine Diskriminierung von Familien,  
die ihre Kinder selber betreuen

• Wahlfreiheit und Eigenbestimmung  
von Familien bei der Kindererziehung

• Gegen die Verstaatlichung von Familien und Kindern

• NEIN zur Entmündigung der Eltern

Familieninitiative 
Steuerabzüge auch für Eltern, die ihre Kinder selber betreuen

Ablauf der Sammelfrist: 26. Juli 2011

Die unterzeichnete Amtsperson bescheinigt hiermit, dass obenstehende _________ (Anzahl) Unterzeichnerinnen und Unterzeichner der Volksinitiative in  
eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind und ihre politischen Rechte in der erwähnten Gemeinde ausüben.

  Die zur Bescheinigung zuständige Amtsperson:

 Amtliche Eigenhändige
 Eigenschaft: Unterschrift:

Ort:         

Datum:

Amtsstempel

Bitte sofort vollständig oder teilweise ausgefüllt einsenden an: Komitee Familieninitiative, Postfach 23, 8416 Flaach
Mehr Informationen oder Bestellung beziehungsweise Herunterladen von Bogen: www.familieninitiative.ch

Das Initiativkomitee, bestehend aus nachstehenden Urheberinnen und Urhebern, ist berechtigt, diese Volksinitiative mit einfacher Mehrheit seiner stimmberechtigten Mitglieder zurückzuziehen: Adrian Amstutz, Nationalrat, Feldenstrasse 11, 3655 Sigriswil, BE;  Dominique 
Baettig, Nationalrat, Rue des Voignous 15, 2800 Delémont, JU; Christoph Blocher, a. Bundesrat, Wängirain 53, 8704 Herrliberg, ZH; Andreas Brönnimann, Nationalrat, Hühnerhubelstrasse 73, 3123 Belp, BE; Thomas de Courten, Landrat, Alteselweg 294, 4497 
Rünenberg, BL; Gilberte Demont, Präsidentin SVP Kanton Fribourg, Beaulieu 63, 3280 Murten, FR; Valérie Favre Accola, Sekretärin SVP Kanton Graubünden, Obere Albertistrasse 3, 7270 Davos, GR; Sylvia Flückiger, Nationalrätin, Badweg 4, 5040 Schöftland, AG; 
Oskar Freysinger, Nationalrat, ch. de Crettamalerne, 1965 Savièse, VS; Andrea Geissbühler, Nationalrätin, Thalmattweg 4, 3037 Herrenschwanden, BE; Hannes Germann, Ständerat, Bützistrasse 5, 8236 Opfertshofen, SH; Alice Glauser, Nationalrätin, Sur la Ville 
5, 1443 Champvent, VD; Jean-Pierre Grin, Nationalrat, ch. de. Prayeux 9, 1405 Pomy, VD; Alexander Gröflin, Grossrat, Nonnenweg 2, 4055 Basel, BS; Rita Gygax, Präsidentin SVP Frauen Schweiz, Kappelenring 30A, 3032 Hinterkappelen, BE; Jasmin Hutter, a. 
Nationalrätin, Rietstrasse 468, 9453 Eichberg, SG; This Jenny, Ständerat, Centro 6, 8754 Netstal, GL; Stefan Kölliker, Regierungsrat, Büntstrasse 12, 9552 Bronschhofen, SG; Josef Kunz, Nationalrat, Schlössli, 6022 Grosswangen, LU; Walter Odermatt, Landrat, 
Milchbrunnen, 6370 Stans, NW; Sarah Rosselet, St-Gervais 29, 2108 Couvet, NE; Marcel Scherer, Nationalrat, Stadelmatt 11, 6331 Hünenberg, ZG; Petra Simmen, Landrätin, Waldigermatte 4, 6460 Altdorf, UR; Peter Spuhler, Nationalrat, Geissel 6, 8532 Weiningen, 
TG; Judith Uebersax, Präsidentin SVP Kanton Schwyz, Waldweg 5, 6417 Sattel, SZ; Franziska von Ah-Kathriner, Oberrichterin, Rodeli, 6063 Stalden, OW; Bruno Zuppiger, Nationalrat, Rebhaldenstrasse 10, 8340 Hinwil, ZH

Als ob sie am Wahlerfolg der SVP interessiert 
wäre, gibt Frau Christa Markwalder in der Rund-
schau des Schweizer Fernsehens zum Besten, 
dass die SVP chancenlos wäre, wenn der Sou-
verän den Bundesrat wählte. Im Streitgespräch 
gegen Herrn Christoph Mörgeli unterstrich die 
FDP-Dame die Vorteile und nannte Konse-
quenzen, wenn Bundesräte nun auf die Stimmen 
des Volkes angewiesen wären: Es könnten sich 
zum einen nur reiche Leute einen Wahlkampf 
leisten, zum anderen seien diese Bundesrats-
kandidaten dermassen mit dem Sammeln von 
Spendengeldern sowie dem Präsenzmarkieren 
absorbiert, dass sie für die Sachpolitik keine Zeit 
hätten. Zudem hätte das Volk ja zwangsläufig 
keine Ahnung, wer sich für diese Aufgabe am 
besten eignete, da es keinen Einblick in den 
parlamentarischen Arbeitsalltag habe: Mörgeli 
wies sogleich auf das Schmierenstück mit Frau 
Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf vom 12. 

Dezember 2007 hin, was diese Argumente an-
schaulicher nicht zerschlagen könnte. Die Defi-
nition «reich» erscheint hier schwammig, da man 
einerseits keine bestimmte Einkommensklasse 
über dem Existenzminimum nannte und man 
andererseits ausblendete, dass vor allem die Par-
teien selbst ein Grossteil solcher Kosten für den 
Wahlkampf tragen. Doch genau die finanziellen 
Mittel, die einer Partei mit Spenden, Gönner- und 
Mitgliederbeiträgen zufliessen, spiegeln deren 
Verankerung beim Stimmvolk wieder. Hier zeigt 
der Mechanismus von Angebot und Nachfra-
ge seine volle, zweckmässige Wirkung: Eine 
Partei hat nur deshalb so viele flüssige Mittel, 
weil sie entsprechend viele Mitglieder sowie 
entsprechend spendable Gönner und Spender 
zählt, die dieses zusammengetragene Geld frei-
willig für eine Partei aufbringen. Genau dieses 
ökonomische Gesetz kommt auch zum Tragen, 
wenn zwei Firmen dasselbe Gut herstellen und 
verkaufen: Wenn die Firma A günstiger und 
qualitativ besser produziert, wird sie das Gut 
auch günstiger anbieten können und Ende Jahr 
einen grösseren Umsatz (und damit eine höhere 
Steuerrechnung dank der Progression) einfah-
ren, als die unterlegene Firma B. Darum kommt 
niemand auf die Idee, gesetzlich zu verankern, 
dass alle Firmen von derselben Branche gleich-
viel absetzen müssen. Dasselbe Leistungsprinzip 
präsentiert uns der Sport: Es wäre doch völlig 
absurd, den Roger Federer nicht an jedem Ten-
niswettkampf mitmachen zu lassen! 

Bundesratswahl durchs Volk: eine längst überfällige Mass-
nahme zur Erhaltung der direkten Demokratie 

Von  
Mirjam Stähli 
Kauffrau  
3858 Hofstetten

Foto: ZVG

Im Gegensatz dazu muss der Steuerzahler erst 
einmal geschröpft werden, damit das Schweizer 
Fernsehen (ein beliebtes Medium unserer lin-
ken Gegnerschaft) betrieben wird, obwohl längst 
nicht alle Steuerzahler freiwillig Geld für diesen 
Kanal gäben. Genau aus diesem Grund muss 
sich keine Partei und kein Verein für seine finan-
ziellen Möglichkeiten rechtfertigen, der keine 
Zuschüsse aus öffentlicher Hand erhält. Dieses 
Streitgespräch wirft unter anderem die Frage auf, 
wie eine FDP-Vertreterin dazu kommt, gegen die 
Bundesratswahl durch das Volk zu argumentie-
ren, wenn die gegnerische Partei dadurch angeb-
lichen Schaden nähme. 
Umfrageresultate zeigen, dass die Mehrheit des 
Volkes den Bundesrat nicht selbst wählen will. 
Den Wettbewerbskampf, den in allen anderen 
demokratischen Ländern auf der Welt so selbst-
verständlich ist wie das Amen in der Kirche 
(oder der Rabi in der Synagoge), soll den Bun-
desratskandidaten nicht zugemutet werden. Der 
Medienmainstream versucht bereits jetzt schon, 
das Volk unbewusst zu einem allfälligen Nein zu 
bewegen. 
Ein Glück, dass trotz allen Ermahnungen, Spe-
kulationen und Umfragen nur der Volksentscheid 
rechtskräftig bleibt. 

Ausfüllen, ausschneiden  
und einsenden!

Ausfüllen, ausschneiden  
und einsenden!
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Ablauf der Sammelfrist: 26. Juli 2011
Die untenstehende Stimmrechtsbescheinigung wird durch das Initiativkomitee eingeholt.

Die unterzeichnete Amtsperson bescheinigt hiermit, dass obenstehende _________ (Anzahl) Unterzeichnerinnen und Unterzeichner der Volksinitiative in eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind und ihre politischen Rechte in der erwähnten Gemeinde ausüben.
Die zur Bescheinigung zuständige Amtsperson (eigenhändige Unterschrift und amtliche Eigenschaft)

Ort: Unterschrift: Amtsstempel

Datum: Amtliche Eigenschaft:

Das Initiativkomitee, bestehend aus nachstehenden Urheberinnen und Urhebern, ist berechtigt, diese Volksinitiative mit absoluter Mehrheit seiner stimmberechtigten Mitglieder zurückzuziehen: Aebi Andreas, Nationalrat, Oberdorf, 3473 Alchenstorf – Baader Caspar, 
Nationalrat, Baumgärtliring 52, 4460 Gelterkinden – Blöchliger Michèle, Landrätin, Sonnenbergstrasse 53, 6052 Hergiswil – Borer Anita, Sonnenbergstrasse 59, 8610 Uster – Brunner Toni, Nationalrat, Hundsrücken, 9642 Ebnat Kappel – Dunant Jean Henri, Nationalrat, Luftmattstrasse 12, 
4052 Basel – Estermann Yvette, Nationalrätin, Bergstrasse 50a, 6010 Kriens – Glarner Andreas, Grossrat, Bremgartenstrasse 21, 8966 Oberwil-Lieli – Heer Alfred, Nationalrat, General-Wille-Strasse 12, 8002 Zürich –  Hess Erich, Stadtrat, Jupiterstrasse 31, 3015 Bern – Kägi Markus, Regierungsrat, 
Eschenbergstrasse 9, 8172 Niederglatt – Mittner Tobias, Einwohnerrat, Etzelstrasse 8, 5430 Wettingen – Mörgeli Christoph, Nationalrat, Eichstrasse 51, 8712 Stäfa –  Müri Felix, Nationalrat, Titlisstrasse 43, 6020 Emmenbrücke – Parmelin Guy, Nationalrat, Route de Mély 20, 1183 Bursins – 
Perrin Yvan, Nationalrat, Les Bolles-du-Temple 37, 2117 La Côte-aux-Fées – Planzer Gusti, Landrat, Hirzenboden, 6463 Bürglen – Preisig Daniel, Kantonsrat, Vorstadt 33, 8200 Schaff hausen – Reimann Lukas, Nationalrat, Ulrich-Rösch-Strasse 13, 9500 Wil – Rime Jean-François, Nationalrat, 
Rue du Stade 71, 1630 Bulle – Ruppen Franz, Grossrat, Binenweg 2, 3904 Naters – Rutz Gregor A., Obere Bühlstrasse 19, 8700 Küsnacht – Schleiss Stephan, Kantonsrat, Hammerstrasse 5, 6312 Steinhausen – Schwander Pirmin, Nationalrat, Mosenbachstrasse 1, 8853 Lachen – Soldati Roberta, 
Via Mezzana 67, 6616 Losone – von Rotz Christoph, Nationalrat, Feldheim 2, 6060 Sarnen – Walter Hansjörg, Nationalrat, Greuthof, 9545 Wängi

Im Bundesblatt veröff entlicht am 26. Januar 2010. Die unterzeichneten stimmberechtigten Schweizer Bürgerinnen und Bürger stellen hiermit, gestützt auf Art. 34, 136, 139 und 194 der Bundesverfassung und nach dem Bundesgesetz vom 17. Dezember 1976 über die politischen Rechte, Art. 68 ff ., folgendes 
Begehren:

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert:
Art. 136 Abs. 2
2  Sie können an den Bundesratswahlen, den Nationalratswahlen und den Abstimmungen des Bundes teilnehmen sowie Volksinitiativen und Referenden in Bundesangelegenheiten ergreifen und unterzeichnen.

Art. 168 Abs. 1
1  Die Bundesversammlung wählt die Bundeskanzlerin oder den Bundeskanzler, die Richterinnen und Richter des Bundesgerichts sowie den General.

Art. 175 Abs. 2-7
2  Die Mitglieder des Bundesrates werden vom Volk in direkter Wahl nach dem Grundsatz des Majorzes gewählt. Sie werden aus allen Schweizerbürgerinnen und Schweizerbürgern gewählt, die als Mitglieder des Nationalrates wählbar sind.
3  Die Gesamterneuerung des Bundesrates fi ndet alle vier Jahre gleichzeitig mit der Wahl des Nationalrates statt. Bei einer Vakanz fi ndet eine Ersatzwahl statt.
4  Die gesamte Schweiz bildet einen Wahlkreis. Gewählt ist im ersten Wahlgang, wer das absolute Mehr der gültigen Stimmen erreicht. Dieses berechnet sich wie folgt: Die Gesamtzahl der gültigen Kandidatenstimmen wird durch die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Bundesrates geteilt und das Ergebnis 

halbiert; die nächsthöhere ganze Zahl ist das absolute Mehr. Haben nicht genügend Kandidierende im ersten Wahlgang das absolute Mehr erreicht, so fi ndet ein zweiter Wahlgang  statt. Im zweiten Wahlgang entscheidet das einfache Mehr. Bei Stimmengleichheit wird das Los gezogen.
5  Mindestens zwei Mitglieder des Bundesrates müssen aus den Wahlberechtigten bestimmt werden, die in den Kantonen Tessin, Waadt, Neuenburg, Genf oder Jura, den französischsprachigen Gebieten der Kantone Bern, Freiburg oder Wallis oder den italienischsprachigen Gebieten des Kantons Graubünden 

wohnhaft sind.
6 Ist nach einer Bundesratswahl die Anforderung nach Absatz 5 nicht erfüllt, so sind diejenigen in den in Absatz 5 bezeichneten Kantonen und Gebieten wohnhaften Kandidierenden gewählt, die das höchste geometrische Mittel aus den Stimmenzahlen der gesamten Schweiz einerseits und den Stimmenzahlen der 

genannten Kantone und Gebiete andererseits erreicht haben. Als überzählig scheiden jene Gewählten aus, welche ausserhalb der genannten Kantone und Gebiete wohnhaft sind und die tiefsten Stimmenzahlen erreicht haben.
7  Das Gesetz regelt die Einzelheiten. 

Art. 176 Abs. 2
2  Die Bundespräsidentin oder der Bundespräsident und die Vizepräsidentin oder der Vizepräsident des Bundesrates werden vom Bundesrat aus dem Kreis seiner Mitglieder auf die Dauer eines Jahres gewählt.

Auf dieser Liste können nur Stimmberechtigte unterzeichnen, die in der genannten politischen Gemeinde in eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind. Bürgerinnen und Bürger, die das Begehren unterstützen, mögen es handschriftlich unterzeichnen. Wer bei einer Unterschriftensammlung besticht 
oder sich bestechen lässt oder wer das Ergebnis einer Unterschriftensammlung für eine Volksinitiative fälscht, macht sich strafbar nach Art. 281 beziehungsweise nach Art. 282 des Strafgesetzbuches.

Nr. Name                                                                                                      Vorname
(Blockschrift) selber, handschriftlich und leserlich schreiben

Geburtsdatum
(TT/MM/JJ)

Adresse
(Strasse und Hausnummer)

Unterschrift
(eigenhändig)

Kontrolle
(leer lassen)

1

2

3

Kanton Postleitzahl Politische Gemeinde

Ganz oder teilweise ausgefüllt sofort zurücksenden an: Komitee für die Volkswahl des Bundesrates, Postfach 23, 8416 Flaach

 Nr.    Name, Vorname  Geburtsdatum  Wohnadresse  Eigenhändige Unterschrift  Kontrolle
  (Blockschrift) selber, handschriftlich und leserlich schreiben Tag, Monat, Jahr  Strasse, Hausnummer   Leer lassen

 1

 2

 3

Wer bei einer Unterschriftensammlung besticht oder sich bestechen lässt oder wer das Ergebnis einer Unterschriftensammlung für eine Volksinitiative fälscht, macht sich strafbar nach 
Art. 281 beziehungsweise nach Art. 282 des Strafgesetzbuches. 

Die untenstehende Stimmrechtsbescheinigung wird durch das Initiativkomitee eingeholt. 

Postleitzahl:                                       Politische Gemeinde:         Kanton:

EIDGENÖSSISCHE VOLKSINITIATIVE „FAmILIENINITIATIVE: STEuErAbzüGE AuCH Für ELTErN, DIE IHrE KINDEr SELbEr bETrEuEN“.   
Im Bundesblatt veröffentlicht am:  26. Januar 2010. Die unterzeichneten stimmberechtigten Schweizer Bürgerinnen und Bürger stellen hiermit, 
gestützt auf Art. 34, 136, 139 und 194 der Bundesverfassung und nach dem Bundesgesetz vom 17. Dezember 1976 über die politischen Rechte, 
Art. 68ff., folgendes Begehren: 

Die Bundesverfassung vom 18. April 1999 wird wie folgt geändert: 

Art. 129 Abs. 4 (neu)
4 Eltern, die ihre Kinder selber betreuen, muss für die Kinderbetreuung ein mindestens gleich hoher Steuerabzug gewährt werden wie Eltern, 
  die ihre Kinder fremd betreuen lassen.

Auf dieser Liste können nur Stimmberechtigte unterzeichnen, die in der genannten politischen Gemeinde in eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind.  
Bürgerinnen und Bürger, die das Begehren unterstützen, mögen es handschriftlich unterzeichnen.

Die Familieninitiative hat folgende Zielsetzungen: 
• Steuerliche Entlastung für alle Familien mit Kindern

• Keine Diskriminierung von Familien,  
die ihre Kinder selber betreuen

• Wahlfreiheit und Eigenbestimmung  
von Familien bei der Kindererziehung

• Gegen die Verstaatlichung von Familien und Kindern

• NEIN zur Entmündigung der Eltern

Familieninitiative 
Steuerabzüge auch für Eltern, die ihre Kinder selber betreuen

Ablauf der Sammelfrist: 26. Juli 2011

Die unterzeichnete Amtsperson bescheinigt hiermit, dass obenstehende _________ (Anzahl) Unterzeichnerinnen und Unterzeichner der Volksinitiative in  
eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind und ihre politischen Rechte in der erwähnten Gemeinde ausüben.

  Die zur Bescheinigung zuständige Amtsperson:

 Amtliche Eigenhändige
 Eigenschaft: Unterschrift:

Ort:         

Datum:

Amtsstempel

Bitte sofort vollständig oder teilweise ausgefüllt einsenden an: Komitee Familieninitiative, Postfach 23, 8416 Flaach
Mehr Informationen oder Bestellung beziehungsweise Herunterladen von Bogen: www.familieninitiative.ch

Das Initiativkomitee, bestehend aus nachstehenden Urheberinnen und Urhebern, ist berechtigt, diese Volksinitiative mit einfacher Mehrheit seiner stimmberechtigten Mitglieder zurückzuziehen: Adrian Amstutz, Nationalrat, Feldenstrasse 11, 3655 Sigriswil, BE;  Dominique 
Baettig, Nationalrat, Rue des Voignous 15, 2800 Delémont, JU; Christoph Blocher, a. Bundesrat, Wängirain 53, 8704 Herrliberg, ZH; Andreas Brönnimann, Nationalrat, Hühnerhubelstrasse 73, 3123 Belp, BE; Thomas de Courten, Landrat, Alteselweg 294, 4497 
Rünenberg, BL; Gilberte Demont, Präsidentin SVP Kanton Fribourg, Beaulieu 63, 3280 Murten, FR; Valérie Favre Accola, Sekretärin SVP Kanton Graubünden, Obere Albertistrasse 3, 7270 Davos, GR; Sylvia Flückiger, Nationalrätin, Badweg 4, 5040 Schöftland, AG; 
Oskar Freysinger, Nationalrat, ch. de Crettamalerne, 1965 Savièse, VS; Andrea Geissbühler, Nationalrätin, Thalmattweg 4, 3037 Herrenschwanden, BE; Hannes Germann, Ständerat, Bützistrasse 5, 8236 Opfertshofen, SH; Alice Glauser, Nationalrätin, Sur la Ville 
5, 1443 Champvent, VD; Jean-Pierre Grin, Nationalrat, ch. de. Prayeux 9, 1405 Pomy, VD; Alexander Gröflin, Grossrat, Nonnenweg 2, 4055 Basel, BS; Rita Gygax, Präsidentin SVP Frauen Schweiz, Kappelenring 30A, 3032 Hinterkappelen, BE; Jasmin Hutter, a. 
Nationalrätin, Rietstrasse 468, 9453 Eichberg, SG; This Jenny, Ständerat, Centro 6, 8754 Netstal, GL; Stefan Kölliker, Regierungsrat, Büntstrasse 12, 9552 Bronschhofen, SG; Josef Kunz, Nationalrat, Schlössli, 6022 Grosswangen, LU; Walter Odermatt, Landrat, 
Milchbrunnen, 6370 Stans, NW; Sarah Rosselet, St-Gervais 29, 2108 Couvet, NE; Marcel Scherer, Nationalrat, Stadelmatt 11, 6331 Hünenberg, ZG; Petra Simmen, Landrätin, Waldigermatte 4, 6460 Altdorf, UR; Peter Spuhler, Nationalrat, Geissel 6, 8532 Weiningen, 
TG; Judith Uebersax, Präsidentin SVP Kanton Schwyz, Waldweg 5, 6417 Sattel, SZ; Franziska von Ah-Kathriner, Oberrichterin, Rodeli, 6063 Stalden, OW; Bruno Zuppiger, Nationalrat, Rebhaldenstrasse 10, 8340 Hinwil, ZH

Ganz oder teilweise ausgefüllt sofort zurücksenden an: DIE IDEE, Postfach 6803, 3001 Bern

Bitte sofort vollständig oder teilweise ausgefüllt einsenden an: DIE IDEE, Postfach 6803, 3001 Bern
Mehr Informationen oder Bestellung beziehungsweise Herunterladen von Bogen: www.familieninitiative.ch
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Es war der bisher letzte einer ganzen Reihe 
von Schlägen der Schweizer Politik gegen die 
Milizarmee: Seit dem 1. April 2009 gibt es 
keine sogenannte Gewissensprüfung mehr bei 
Gesuchen um Dispensation vom Militärdienst. 
Im Klartext: Wer heute statt Militärdienst einen 
zivilen Ersatzdienst leisten will, muss nur noch 
den Tatbeweis erbringen. Er muss bereit sein, ei-
nen anderthalbmal längeren zivilen Ersatzdienst 
(Tätigkeit in den Bereichen Gesundheits oder 
Sozialwesen, Umweltschutz, humanitäre Hilfe, 
etc.) zu leisten.
Das Schweizer Parlament hat die entsprechende 
Änderung des Zivildienstgesetzes auf eine Mo-
tion von  EVP-Nationalrat Heiner Studer hin 
beschlossen. In der Botschaft ans Parlament 
beruhigte der Bundesrat im Februar 2008: «Es 
ist nicht zu erwarten, dass eine Vereinfachung 
des Zulassungsverfahrens bei gleich bleibender 
Zivildienstdauer zu einer grossen Zunahme der 
Anzahl der Zivildienstgesuche führen wird, die 

zudem einen markanten Einfluss auf die Bestän-
de der Armee hätte» (BBl 2008 S. 2723). Die 
Parlamentarier glaubten brav den bundesrät-
lichen Prophezeiungen und stimmten der Auf-
hebung der Gewissensprüfung zu. Die Linke 
jubelte. Eine alte Forderung gegen die verhasste 
Milizarmee war mehrheitsfähig geworden. An 
der Urne schickte der Souverän eine entspre-
chende Volksinitiative im Jahr 1984 mit fast 
64% Nein-Stimmen noch deutlich bachab. 
Mittlerweile lassen sich die ersten Bilanzen 
der neuen Zivildienstregelung ziehen. Die bun-
desrätlichen Prognosen haben sich – einmal 
mehr – nicht erfüllt. Wurden im Jahr 2008 
noch 1946 Gesuche zum Zivildienst gestellt, 
so erhöhte sich deren Zahl auf ganze 7213 seit 
Abschaffung der Gewissensprüfung im April 
des vergangenen Jahres. Eine Zunahme von 
über 370%! Unter den Gesuchstellern befinden 
sich auch zunehmend solche, welche gerade die  
RS oder einen WK absolvieren. Der Wechsel 
zum Zivildienst wird teilweise sogar als Dro-
hung missbraucht, um sich vor einer unange-
nehmen Sonntagswache zu drücken und das 
Wochenende mit der Freundin verbringen zu 
können. 
Der Chef der Armee, Korpskommandant An-
dré Blattmann, schlägt Alarm: «Es gehen uns 
eindeutig zu viele Soldaten verloren, die wir 
gern behalten würden» (Aargauer Zeitung vom 
11.09.09). Besonders akut wird der Personal-
mangel beim Weitermachen: In eine Unteroffi-
ziersschule rückten gleich acht Dienstpflichtige 

samt Umteilungsgesuch ein – die Armee musste 
sie entlassen.
Die Milizarmee ist heute in ihren Grundfesten 
bedroht. Volk und Armee entfremden sich zuse-
hends. Die Armeereform XXI hat den Bestand 
und das Dienstalter der Armeeangehörigen be-
reits drastisch reduziert. Neu geschaffene Kate-
gorien wie die Durchdiener, welche den ganzen 
Militärdienst am Stück absolvieren, untergraben 
den Milizgedanken des Bürgers in Uniform. Mit 
der heutigen Rekrutierungspraxis ist es massiv 
einfacher geworden, über den blauen Weg (Un-
tauglichkeit) dem Militärdienst zu entkommen: 
Nur noch rund 60% der jungen Schweizer wer-
den mittlerweile als armeetauglich eingestuft. 
Mit der Antiwaffen-Initiative der Linken droht 
bereits der nächste Schritt. Die Armeewaffe soll 
ins Zeughaus verbannt werden. Das Obligato-
rische wäre in seiner Existenz gefährdet.
Die Milizarmee gehört mit der direkten Demo-
kratie und dem Föderalismus zu den Grundfes-
ten des Sonderfalles Schweiz. Die Schweizer 
Armee ist kein Heer obrigkeitsgläubiger Mario-
netten, sondern eine Mannschaft mitdenkender 
Staatsbürger. Jeder Schweizer ist mitverant-
wortlich für die Gewährung von Sicherheit und 
Ordnung. Das garantiert, dass die Armee nicht 
leichtfertig eingesetzt wird.
Dieses Milizsystem hat entscheidend dazu bei-
getragen, dass die Schweiz eine der freiesten 
Nationen der Welt ist. Es darf nicht mit eini-
gen politischen Schildbürger-Reformen zu Tode 
«modernisiert» werden.

Unsere Milizarmee ist bedroht

Von  
Patrick Freudiger 
Stadtrat und  
Grossratskandidat 
4900 Langenthal

Fondés en 2002 par cinq jeunes membres de 
l’UDC, les Jeunes UDC Vaud ont grandi et 
comptent aujourd’hui pas moins de 350 mem-
bres, dont 30 actifs et 80 sympathisants partici-
pant à nos activités. Une vingtaine de conseillers 
communaux représentent notre génération dans 
différents législatifs et notre président d’honneur, 
fondateur des Jeunes UDC Vaud, Michaël Buf-
fat, siège depuis 2007 au Grand Conseil vaudois.
Au niveau national, la section vaudoise joue un 
rôle central. En effet, Jessica Stäheli est devenue 
secrétaire générale des Jeunes UDC Suisse et 
Kevin Grangier vice-président des Jeunes UDC 
Suisse. C’est donc fort de deux membres vau-
dois, qui représentent notre sensibilité et notre 
canton, qu’est composée la direction des Jeunes 
UDC Suisse. Notre section cantonale joue donc 

un rôle majeur au niveau fédéral et cela prédit 
des bonnes perspectives pour l’avenir.

L’initiative pour ancrer le secret ban-
caire dans la Constitution fédérale
En 2009, les Jeunes UDC ont mené la campagne 
contre l’extension de la libre circulation des per-
sonnes dont le référendum avait été lancé par nos 
soins. Malgré le résultat des urnes, notre section 
a prouvé qu’elle était capable d’influencer la po-
litique fédérale. Peu avares en efforts, les Jeunes 
UDC ont débuté le 4 août dernier la récolte de 
signatures en faveur de l’initiative pour ancrer 
le secret bancaire dans la Constitution fédérale 
et vous invitent à la signer.
Enfin, tout au long de l’année, les Jeunes UDC 
ont tenu des stands et se sont mobilisés dans les 
villes deLausanne, Morges, Yverdon-les-Bains, 
Nyon et Vevey. En 2010, trois nouvelles sections 
Jeunes UDC devraient voir le jour. A Lausanne, 
la fondation aura lieu le 17 février et dans le 
Lavaux-Oron le 27 février. En avril, c’est au 
tour des Jeunes UDC Riviera-Pays d’Enhaut 
d’être fondé.

Les élections 2011 et 2012 en ligne 
de mire
Comptant désormais plusieurs personnalités po-
litiques capables d’obtenir des mandats élec-

Bilan et projets des Jeunes UDC Vaud

De 
Kevin Grangier,
coordinateur 
Romandie JUDC 
Suisse

tifs au nom de l’UDC, les Jeunes UDC Vaud 
seront de la partie aux élections communales, 
cantonales et fédérales. Notre section prépare 
activement sa campagne et apportera à coup sûr 
un vent de fraîcheur, de dynamisme et de volonté 
bienvenu. Fort de leur expérience de militants, 
les Jeunes UDC Vaud seront engagés et candi-
dats aux quatre coins du canton avec la ferme 
attention de décrocher des mandats politiques 
pour notre parti.
En conclusion, les Jeunes UDC Vaud tiennent 
vivement à remercier toutes celles et ceux qui 
soutiennent ses actions et son engagement ainsi 
que ses membres et ses militants. Le développe-
ment de notre parti auprès des 20–30 ans est le 
fruit d’une excellente collaboration et d’un bon 
engagement de toute l’UDC Vaud.
En 2012, notre section fêtera ses 10 ans 
d’existence quelques semaines avant les élec-
tions au Grand conseil et il ne saurait y avoir 
de plus beau cadeau pour nous que ces 10 
ans correspondent avec l’émergence d’une nou-
velle génération de politiciens en terre vaudoise. 
L’action des Jeunes UDC Vaud aura alors trouvé 
tout son sens et assurera une relève de qualité à 
l’UDC Vaud.

www.zeitungidee.ch
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Gedicht zu den Reaktionen über das Abstimmungsergebnis

www.jsvpbern.ch 
04.05.2010 Hauptversammlung, Hotel 
Kreuz, Bern, 20.00 Uhr

23.07.2010 19.00 Uhr Grillparty Bienzgut, 
Bümpliz 
12.09.2010, ab 10.00 Uhr, Burezmorge Bienz-
gut, Bümpliz  

www.jsvp-sg.ch 
www.jsvp-zh.ch 
Höck der JSVP Kt. Zürich, jeweils am ers-
ten Samstag im Monat um 20.00 Uhr im

Raum Zürich. Details siehe Homepage

www.jsvp.ch
20.02.2010 SVP Jasscup 
31.05.2010 Parlamentarierclub, Hotel 

Kreuz, Bern, 19.00 Uhr
03.12.2010 Fondue Chinoise, Restaurant Kreuz, 
Jegenstorf
 

www.judc-fr.ch

www.jsvp-ag.ch
18.02.2010 Stammtisch, Hausen, 19.00 
Uhr 

07.03.2010 Hauptversammlung, Aarau 
20.03.2010 Stammtisch, Hausen, 11.00 Uhr 
20.03.2010 Politapéro SVP AG, Wettingen, 
19.00 Uhr

www.jsvp.ch

www.jsvp-bl.ch

www.jsvp-bs.ch

www.jsvp-gl.ch

www.judc-ju.ch

www.jsvp-luzern.ch
02.03.2010 Vorstandssitzung JSVP Lu-
zern, Emmenbrücke, 19.30 Uhr 

20.03.2010 Standaktion in Sursee 
16.04.2010 Generalversammlung Junge SVP 
Luzern, Emmenbrücke, 20.00 Uhr 
18.05.2010 Mitgliederversammlung Junge SVP 
Luzern, Sursee, 20.00 Uhr

www.jsvp-sh.ch

www.jsvp-so.ch

www.jsvp-thurgau.ch

www.jsvpo.ch

www.udc-vaud.ch/jeunes 

www.jsvp-zg.ch

www.udc-ti.ch

www.judc-ne.ch

www.jsvp.ch

www.jsvp.ch

www.jsvp.chwww.jsvp-gr.ch

www.jsvp.ch

www.jsvp-ur.chwww.judc-ge.ch

Anlässe für Ausgabe 2/2010 melden an: idee@jsvp.ch – Details siehe die jeweiligen Homepages

Veranstaltungshinweise der JSVP-Kantonalsektionen 

Die Gutmenschen sind schlicht nicht ganz dicht,
sie wollen vors internationale Gericht!
Man sei ihn leid,
den demokratischen Entscheid.
Die Demokratie müsse ausgehebelt werden
mittels Beschwerden,
fordern die politisch-korrekten Herden.

Über unsere Meinungsfindung beklagen sich Diktaturen.
Es entschuldigen sich ranghohe Schweizer Figuren.
Man habe das Volk unterschätzt,
wird in den Medien entrüstet geschwätzt.
«Wie konnte sowas bloss passieren?
In einer Demokratie lässt sich nicht mehr regieren!»

Das Schweizer Volk wird entschuldigt,
internationalen Politikern gehuldigt.
So spricht Calmy-Rey vor der europäischen Union
von einer Provokation.
Es ist kein Scherz, auch Hans-Rudolf Merz
nimmt sich kein Herz.
«Solche Themen dürfen nicht vor die Allgemeinheit!»
(Scheinbar ist das Volk zu wenig gescheit.)
Auch Parteien sind am Wundenlecken
und müssen erst verdauen den Schrecken.

EU-Turbos sind einer Meinung:
«Dafür gibt es keine Verzeihung!»
Sie setzen auf elitäre Diplomatie
und nicht auf riskante Demokratie.
So haben sie auch Irland abstimmen lassen,
bis es den Eurokraten tat passen.

Ist die Regierung nicht mehr dem Volk ergeben?
Solch arrogantes Verhalten ist einfach daneben!
An diesem Entscheid gibt es nichts zu rütteln,
auch nicht von «Experten» mit ihren Titeln!

Die europafreundliche Elite bleibt stur:
«Auf zum Kampf für die Diktatur!
Ähh, für die Menschrechte.»
 
Jann-Andrea Thöny,
JSVP Prättigau/Davos
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Doppelt stark. 
Christoph Neuhaus 
und Albert Rösti 
in den Regierungsrat

28. März 2010
www.neuhaus-roesti.ch

Ins_148x210_Land_d.indd   1 7.1.2010   11:52:52 Uhr
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Jetzt ist es genug mit den Provokationen Rich-
tung Schweiz. Lybien will nicht nur eine freche 
Entschädigung für die rechtmässige Verhörung 
von Hannibal Gaddafi, nein, man bezichtigt die 
ehrbare Schweiz sogar als Mafia- und Schur-
kenstaat! 
Gaddafi nimmt zwei unschuldige Schweizer als 
Geiseln. Diese Männer haben nichts Unrechtes 
getan und werden trotzdem in Lybien festge-
halten. Wie kann sowas in der heutigen Welt 
überhaupt sein? Wer hier ein Mafiaschurke ist, 
beantwortet sich somit auch gleich. Nicht dass 
dies schon vorher klar war, aber Gaddafi liefert 
im jüngsten Trauerspiel erneut den Beweis dafür. 
Hier kommt diese falsche Arroganz, die sehr 

leicht verletzbare Familienehre der Araber in 
ihrer vollen Hässlichkeit zum Vorschein. Stellen 
Sie sich vor, der Sohn eines Bundesrates wird 
in Deutschland inhaftiert, er wird verhört und 
kommt nach zwei Tagen gegen Kaution frei. 
Sollen wir dann aus Rache alle Deutschen in 
der Schweiz verhaften, sämtliche Schoggilie-
ferungen stoppen und alle deutschen Konten 
einfrieren? 
Die neuste grössenwahnsinnige Vision Gaddafis 
ist, die Schweiz auf ihre Nachbarländer aufzu-
teilen ... Was erlaubt sich dieser Wüstenprinz ei-
gentlich? Er mag der Herrscher über Sandhügel 
und Kamele zu sein, aber weltpolitisch hat dieser 
3.-Welt-Teppichknüpfer nichts zu melden. 
Die Junge SVP Luzern ruft alle Schweizer zum 
Boykott des einzigen lybischen Exportguts auf: 
Nie mehr tanken an einer Tamoil- Tankstelle! Je-
der in diesem Land sollte sich uns anschliessen. 
Wer so respektlos und gehässig mit uns umgeht, 
mit dem wollen wir keine Geschäfte machen. 
Folgen Sie uns und tanken Sie nie wieder an 
einer Tamoil- Tankstelle. Dies hat nichts mit 
Ihrer Parteizugehörigkeit zu tun, wir sind alles 
Schweizer und lassen uns solche Beleidigungen 
nicht weiter gefallen! Unser Bundesrat ist offen-
bar nicht willens oder stark genug, sich klar und 

unmissverständlich den lybischen Drohkulissen 
entgegenzustellen. 
Es muss also wieder von uns, vom Volk aus, 
ein deutliches Zeichen geben. Boykottieren wir 
Tamoil!

Anian Liebrand, Präsident Junge SVP Luzern 

Kürzlich führte die Junge SVP Luzern vor ver-
schiedenen Tamoil- Tankstellen des Kantons Lu-
zern Protestkundgebungen gegen den lybischen 
Diktator und Schweiz-Hasser Muammar Gadda-
fi durch. Mit Plakaten bepackt, aber stets fried-
lich, manifestierten JSVP-Exponenten ihren 
Unmut. Hintergrund: Tamoil steht als lybischer 
Ölkonzern unter dem Patronat von Gaddafi. 
Die spontan durchgeführte Aktion fand überra-
schend positiven Anklang bei der Bevölkerung. 
Unzählige, mit erhobenen Daumen vorbeifah-
rende Automobilisten äusserten teils lautstark 
ihre Unterstützung. Viele schmunzelten, lachten 
oder nickten uns anerkennend zu. Einige Male 
kam es sogar vor, dass eigentlich in eine Tamoil- 
Tankstelle Zufahrende aufgrund unserer Plakate 
spontan umkehrten und – wie wir beobachten 
konnten – ihren «Most» bei einer gegenüberlie-
genden Tankstelle einfüllten. Erstaunlich war je-
doch die auch ohne unser Zutun bereits niedrige 
Frequentierung der Tamoil-Stellen. 
Der Zweck unserer Guerilla-Aktion war nicht, 
Tankstellenbetreiber zu belästigen oder gar zu 
schädigen. Wir lassen uns als stolze Eidgenos-
sinnen und Eidgenossen einfach nicht gefallen, 
wie uns Gaddafi wochenlang an der Nase he-
rumführt. Gegen ihn und Tamoil als Symbol 
seiner Herrschaft richtet sich unser Missfallen. 
Eine Tamoil-Mitarbeiterin teilte so auch Ver-
ständnis für unseren Unmut gegenüber Gaddafis 

Willkürakten. Ausser einem Zwischenfall mit 
einem Garagenbesitzer im Luzerner Hinterland, 
der uns affektartig mit Konsequenzen drohte, 

sich anschliessend aber wieder beruhigte, blieb 
schliesslich auch alles friedlich. Die Message ist 
angekommen!

Genug der Provokationen!

Junge SVP Luzern protestiert für 
Tamoil-Boykott!

Von 
Christian Eiholzer 
Vizepräsident der 
Jungen SVP Luzern

Foto: ZVG

Foto: ZVG
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Initiative gegen den Klima-Schwindel – eine 
Aufgabe für die Junge SVP!

Von Werner Furrer, dipl. math, Basel 

Grindelwald. Professor Stocker von der Uni 
Bern, Gross-Ayatollah der CO2-Religion, hält 
das abschliessende Referat zu einer Tagung, 
bei der die «Jungfrau-Klima Charta» verkün-
det wurde. Einleitend erwähnt er ein Positions- 
Papier der SVP, zeigt das Logo mit der lächeln-
den Sonne und zitiert vereinfacht: «Tatsache  
ist, dass die Temperatur in diesem Jahrhundert  
nicht zugenommen hat». Frohes Lachen im  
Saal. 
In gewissen Kreisen kommt ein Scherz auf Kos-
ten der SVP-Deppen immer gut an, und Tricky 
Stocky weiss, wie man sein Publikum mani-
puliert. Er zeigt eine Kurve, bei der man mei-
nen könnte, die Behauptung des SVP-Papiers 
sei widerlegt, die Temperatur im Durchschnitt 
anscheinend weltweit bis zum Jahre 2004 ein 
bisschen angestiegen. Die letzten 5 Jahre bis 
zur Gegenwart werden in Stockers Graphik un-
terschlagen; denn da ist die Temperatur ein-
deutig gesunken und bestätigt die Behauptung 
der SVP! Stocker will das Publikum nicht mit 
peinlichen Wahrheiten verunsichern. 
Der Anlass in Grindelwald war ein kleiner Mo-
saik-Stein in einem gewaltigen System von Des-
information und staatlichem Betrug. Es herrscht 
ein unerhörter Meinungs- und Gesinnungsterror. 
Die Medien, insbesondere die staatlichen, sind 
absolut gleichgeschaltet. Da hätten sogar die 
alten DDR-Schergen noch etwas lernen können. 
Statt von den wissenschaftlichen Zusammen-
hängen erfahren wir rührselige Geschichten über 
schmelzende Gletscher und traurige Eis-Bären. 
Dabei ist es erstaunlich, dass den Eis-Bären nicht 
die Tränen kommen bei all dem Unsinn, der über 
sie geschrieben wird! Wie gross die Gletscher 
an Land sind, hängt nicht vom CO2 ab, son-
dern davon, wie viel es schneit. Solch elemen-
tares Wissen gehörte früher zum Unterricht in 
Heimat-Kunde an der Primar-Schule. Schönen 
Gruss noch an jene Hochschul-Professoren, die 
das nicht begriffen haben! 
Wie lange wollen wir uns den Klima-Schwindel 
noch bieten lassen? Ungeachtet aller gewaltigen 
staatlichen Propaganda ist es eine schlichte wis-
senschaftliche Tatsache, dass das vom Men-
schen produzierte CO2 keinen Einfluss auf das 
Klima hat. Erfreulicherweise gibt es trotz aller 
Gehirn-Wäsche in allen Schichten Menschen, 
die den Schwindel nicht glauben, insbesondere 
auch unter Naturwissenschaftern. Von denen un-
terscheiden wir 4 Arten: die Profiteure, die vom 
Klima-Schwindel leben; die Oberflächlichen, 
die wie Laien vom Hörensagen daran glauben; 
die Opportunisten, die keinen Ärger mit den 
Vertretern des herrschenden Zwangs-Denkens 
wollen, und schliesslich die seriösen Kenner 
der Materie, die diesen Unsinn ablehnen. Von 
denen, die das laut denken und sagen, gibt es in 
Deutschland und vor allem in den USA mehr als 
bei uns in der Schweiz. 
Bitte, unsere Wenigkeit, Autor des vorliegenden 
Textes, weiss, er ist nicht unfehlbar und hat 4 
Mal das zuständige Bundes-Amt angeschrieben, 

es möge uns auf allfällige Fehler in unserem 
auf dem Internet veröffentlichten Text aufmerk-
sam machen (www.klima-schwinde1.com). Es 
kam nie eine Antwort, der ebenfalls angefragte 
zuständige Bundesrat Leuenberger, in der ein-
schlägigen Szene bekannt als leidenschaftlicher 
BlogSchreiber, lieferte wenigstens ein paar 
nichtssagende Zeilen. 
Bei den letzen Wahlen in den Nationalrat wurde 
mindestens ein Sitz durch Demagogie zum The-
ma Klima-Wandel gewonnen, insbesondere mit 
der Initiative gegen Offroader. Wohl verstanden, 
es gibt Leute, die ihren Offroader für ziemlich 
unsinnige Zwecke verwenden. Aber es wäre 
reine Diktatur, wenn man jeden privaten Unsinn 
mit staatlichen Gesetzen bekämpfte. 
Stattdessen wäre es für seriöse Kandidaten eine 
prächtige Herausforderung, sich bei den näch-
sten Wahlen mit der Wahrheit, mit wissenschaft-
lichen Tatsachen, zu profilieren eine würdige 
Aufgabe für die Junge SVP. Ein amtlich ge-
prüfter Text für eine Initiative gegen die auf 
dem Klima-Schwindel basierenden staatlichen 
Zwangs-Abgaben liegt bereits vor. (Er ist eben-
falls auf der erwähnten Website nachzulesen). 
Der Verein IKLIS, der die Vorarbeit geleistet hat, 
legt die Aufgabe gerne in jüngere Hände. 
Die Fundamente für eine wirksame Kampagne 
bei den nächsten Nationalrats-Wahlen werden 
jetzt gelegt. Wir wollen dem Volk zeigen, wofür 
wir einstehen und gegen was wir ankämpfen. 
Die Initiative gegen den Klima-Schwindel wird 
zustande kommen, wenn weitere Kreise sich 
dem Vorhaben anschliessen, wenn wir neue 
Verbündete finden. Zugegeben, für eine solche 
Aufgabe braucht es etwas Mut, der sich jedoch 
bezahlt machen wird. Dank dem Mut unserer 
Vorväter gibt es überhaupt die Schweiz, und jede 
Generation hat erneut die Aufgabe, für unsere 
Freiheit zu kämpfen, z. B. auch gegen die auf 
antiwissenschaftlichen Lügen beruhenden staat-
lichen Zwangsabgaben für den «Klima-Schutz». 
Die Junge SVP könnte hier Winkelried spielen. 
Zu sterben brauchen die Initianten deswegen 
nicht. 
Weniger Feinde als wir schon haben, werden 
wir uns mit einer Initiative gegen den Klima-
Schwindel nicht machen, aber auch nicht viele 
neue; denn die obligaten Gutmenschen haben 
sich längst in den Bunkern ihrer Selbstgerechtig-
keit wohlig, und die schlausten von ihnen auch 
lukrativ, eingerichtet. Von dort wollen wir sie ein 
wenig herauslocken auf das Feld einer offenen 
Diskussion. Allein schon die Lancierung der 
Initiative würde endlich eine solche erzwingen, 
und der ganze Schwindel würde rasch entlarvt. 
Eine Volks-Initiative gegen den Klima-Schwin-
del würde auch international beachtet, insbe-
sondere jetzt, wo der ganze Betrug auf einer 
Konferenz in Kopenhagen verlängert werden 
soll. Schliesslich ist die halbe Menschheit Op-
fer und bezahlt weltweit jährlich geschätzte 60 
oder auch 100 Milliarden für einen gigantischen 
Unsinn, und viele hungrige Menschen bezahlen 
dafür sogar mit ihrem Leben dank dem vom 
«Klimaschutz» geförderten Agro-Diesel. 

Thesen zum Klima: 
1.  Das Klima lässt sich mit wissenschaftlich 

seriösen Methoden nicht voraussagen. Es gibt 
bestenfalls plausible Vermutungen. 

2.  Selbst wenn man das Klima voraussagen 
könnte, kann man es nicht auf nützliche Art 
beeinflussen, steuern oder «schützen». 

3.  Wenn man das Klima «schützen» könnte, was 
soll geschützt werden? Die Sahara vor Regen 
und der sibirische oder tibetische Winter bei 
minus 45 Grad vor Wärme? 

4.  Der Einfluss des von der Technik produzierten 
CO2 auf das Klima ist marginal. 

5.  Beim angeblichen «Klima-Schutz» geht es 
um ein weltweites zig Milliarden-Geschäft 
durch risikoloses, staatlich garantiertes Ab-
kassieren der dazu lizenzierten Personen und 
Institutionen. 

Weitere Information unter 
www.klima-schwindel.com 

Von Olivier Kessler, Kantonalsekretär SVP SZ 
8832 Wollerau 

Hacker haben den Server der Universität von 
East Anglia in Norwich geknackt und hunderte 
private E-Mails und Dokumente erbeutet und 
weiterverbreitet. Ein Sprecher der Universität 
hat den Angriff inzwischen bestätigt. 1079 E-
Mails und 72 Dokumente sind der Beweis für 
einen Skandal, in dem die prominentesten Wis-
senschaftler involviert sind, welche den Mythos 
des vom Menschen gemachten Klimawandels 
vehement pushen – einer der grössten Skandale 
in der modernen Wissenschaft.
Durch den E-Mail-Verkehr und spezifischen Do-
kumenten wird jetzt öffentlich sichtbar, dass die 
Klimaforscher die Daten massenweise gefälscht 
haben, um die Behauptung zu belegen, dass das 
Klima durch den menschlichen CO2-Ausstoss 
nachteilig verändert werde. Diese gefälschten 
Daten wurden dem UNO-Klimarat übergeben, 
mit denen dann der IPCC seine Warnungen und 
Panik verbreitet hat. Daraus entstanden auch die 
Forderungen nach globalen CO2-Steuern und 
etlichen weiteren wirtschaftsfeindlichen Mass-
nahmen.
Viele der E-Mails bergen Erklärungsbedarf. 
Etwa wenn Phil Jones, prominenter CRU-For-
scher, an einen Kollegen mailte, er habe gerade 
«einen Trick» von Michael Mann angewandt, 
um einen sinkenden Temperaturverlauf «zu ver-
stecken». Ein unglaublicher Skandal, der uns die 
wahren Pläne der globalen Elite klar vor Augen 
führt. Mittels Lügen und Einschüchterung soll 
uns Bürgern weis gemacht werden, dass wir die 
Hauptschuld an der angeblichen Klimaerwär-
mung tragen würden und deshalb gefälligst mit 
hohen Abgaben und CO2-Steuern dafür sorgen 

Klimalüge von  
Hackern entlarvt
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Mehr	wirklichkeitsgetreue	Fakten
finden	Sie	auf	www.politonline.ch
Das	Schweizer	Informationsportal

Wir verbrennen gerade innerhalb weniger Jahr-
zehnte den gesamten Kohlenstoff, der sich über 
Millionen von Jahren in Form von Öl, Gas und 
Kohle unter der Erde angesammelt hat und 
blasen ihn in Form von CO2-Gasen in unsere 
Atmosphäre. 
Die so genannte zivilisierte Welt ist dabei der 
Hauptverantwortliche. Wir verbrauchen ca. 20 
mal so viel dieser Energieträger wie der Durch-
schnittsmensch in Asien oder Afrika. 
In Kopenhagen versuchte sich die Spitze der in-
ternationalen Politik auf CO2-Reduzierungen zu 
einigen. Über die Kostenverteilung zur Umset-
zung dieser Ziele konnte man sich nicht einigen. 
Es gab dann leider nur eine unverbindliche Ab-
sichtserklärung, die Erderwärmung nicht mehr 
als um 2 Grad Celsius ansteigen zu lassen. Mehr 
nicht! Diese «nur» 2 Grad Wärmeanstieg be-
deuten aber schon verheerende Auswirkungen 
für unseren gesamten Erdorganismus. Unsere 
Kinder werden die Auswirkungen bitter bezah-
len müssen. Sie werden fragen, warum wir nicht 
mehr getan haben. 
Grosse CO2-Reduktionen sind technisch und 
finanziell ohne weiteres möglich, es bedarf aber 
Mut zur Veränderung! Das heisst aber auch, das 
Geld in die richtige Richtung zu leiten. 
Vor ein paar Monaten sind weltweit tausende 
von Milliarden für Bankenrettungen von den Re-
gierungen ausgegeben worden, nachdem massiv 
spekulative Investitionen in die Scheinwirtschaft 
verloren gingen. Wäre auch nur ein Teil dieser 
Gelder in reale Umwelt-, Sozial- und Bildungs-
projekte gegangen, hätte ein Vielfaches der ei-
gentlich angestrebten Ziele von Kopenhagen 
erreicht werden können! 
Nun, nachdem die «Obrigkeit» es verpasst hat, 
sich wirklich für Mensch und Umwelt einzuset-
zen, ist die Frage an uns gestellt: 
Wo stehe ich bzw. wo stehen wir mit unserem 
Umweltbeitrag? 
Planen wir auch Reduzierungen bzw. Ände-
rungen im Leben? 
Wer verwaltet mein Geld? In welche Projekte 
wird es investiert? 
Auch wenn sich die meisten Menschen noch 
nicht ändern können oder wollen, will ich bzw. 
wollen wir trotzdem als gutes Beispiel voran-
gehen? 
Persönlich versuchen wir uns den dringend not-
wendigen Herausforderungen mit Sorge, aber 
auch mit Freude zu stellen. Wir geben ihnen 
einen angemessenen Raum in unserem Leben, 
so wie wir auch einem kranken Kind mehr Zeit 
und Aufmerksamkeit geben würden. 
Bekanntlich kehrt man zuerst vor der eigenen 
Haustüre! Darum haben wir zu Hause mit Fol-
gendem angefangen: 
• Wir haben unser Haus (Baujahr 1964/1979) so 
renoviert, dass es nur noch 1/6 der Brennstoff-
energie von vorher braucht. Dieser nur noch 
kleine Bedarf wird nun, anstatt mit Öl, mit Holz 
abgedeckt, welches CO2-neutral ist, da es zu 
seinem Wachstum den Kohlenstoff aus der Luft 
nimmt. 
Unsere Photovoltaikanlage erzeugt mehr 
als doppelt so viel Strom, wie wir selbst ver-
brauchen. Damit ist unser Haus eigentlich ein  
0-Energiehaus. 

• Eines unserer 2 Autos haben wir verkauft. Ein 
Elektrofahrrad und die Bahn lassen uns wei-
terhin sehr flexibel sein. Mittelfristig wird das 
verbleibende Auto durch ein Elektroauto aus-
getauscht, was unsere Energiebilanz zusätzlich 
verbessern wird und gleichzeitig sehr ökono-
misch sein wird. Carsharing ist mit der Nachbar-
schaft auch in Vorbereitung. 
• Unsere Nahrung kommt fast ausschließlich 
aus dem lokalen biologischen Anbau. Überhaupt 
achten wir bei unseren Konsumgütern auf deren 
Notwendigkeit, die Transportwege und Herstel-
lungsart. 
• Unser Geld haben wir erst einmal für die 
ökologische Renovierung unseres Hauses aus-
gegeben. Ansonsten wollen wir uns finanziell an 
einem biologisch-dynamischen Hof in der Nach-
barschaft beteiligen. Wir haben auch ein Konto 
bei einer alternativen Bank, die die Gelder nur 
an ökologische, soziale und kuturelle Projekte 
in der Realwirtschaft weiterverleiht. 
• Sozial stehen wir mit unserem Veränderungs-
enthusiasmus nicht im Abseits. Mit unserer 
Nachbarschaft pflegen wir z. B. einen guten 
praktischen und sozialen Austausch. Auch stu-
dieren wir mit ihnen regelmässig ökologische, 
soziale, ökonomische und geistige Zusammen-
hänge. 
Die junge Generation braucht für ihre Entwick-
lung unser Vorbild. Wollen wir dies mit Liebe 
und Verantwortung wieder leisten? 
Über Generationen und Generationen hat die 
gesamte Menschheit ihr Wissen weiterentwi-
ckelt. Uns steht dieses Wissen heute unbegrenzt 
zur Verfügung. Ich kann selber frei und bewusst 
entscheiden, welches Wissen ich mir aneigne 
und umsetze.
 
Isabelle Goumaz / Uwe Burka, 1070 Puidoux 

Unser konkreter Beitrag zu Kopenhagen

Die drohende  
Klimakatastrophe 
ist eine Lüge
Da die ganze Schweiz in den vergangenen Wo-
chen in eine regelrechte Religionsdebatte verfal-
len ist, wäre es nun an der Zeit, auch über jene 
Religion zu diskutieren, welche sich öffentlich 
bislang (noch) nicht als solche deklariert hat: Die 
Rede ist vom Glauben an den menschengemach-
ten Klimawandel.
Der CO2-Ausstoss der Menschen soll also ge-
mäss weit verbreitetem Glauben dafür verant-
wortlich sein, dass das Klima kontinuierlich 
wärmer wird und schlussendlich in einer gewal-
tigen Klimakatastrophe enden soll. Das klingt 
sehr beängstigend. Aber ist es auch wahr? Be-
trachten wir doch einmal die Fakten, bevor wir 
alle in Hysterie verfallen: Die Luft hat einen 
CO2-Anteil von 0,037 Prozent. Von diesen 0,037 
Prozent sind nur 1,2 Prozent menschengemacht. 
Der Rest des CO2-Anteils wird durch die Natur 
so oder so hergestellt. Ist es da nicht absurd, von 
einer menschengemachten Klimaerwärmung zu 
reden?
Anstatt alles und jedes der sinnlosen und wirt-
schaftsblockierenden CO2-Politik zu unterwer-
fen, würden wir besser darauf achten, wie wir 
mit unseren begrenzten natürlichen Ressourcen 
umgehen. Um eine nachhaltige Umweltpolitik 
betreiben zu können, müssen wir den Fokus an 
den wichtigen Orten ansetzen und beispielswei-
se darauf achten, dass wir unsere Meere nicht 
leerfischen und nicht alle Wälder zugrunde hol-
zen. Das Klima hingegen kann vom Menschen 
praktisch nicht beeinflusst werden, indem wir 
ein CO2-Schattenboxen veranstalten. Also las-
sen wir doch diese realitätsfremde Hysterie um 
den nicht existierenden Einfluss des Menschen 
aufs Klima und konzentrieren wir uns auf Din-
ge, bei welchen wir tatsächlich etwas für unsere 
Umwelt tun können.

Olivier Kessler, 8832 Wollerau

sollen, die Sache wieder in Ordnung zu bringen. 
Die ganze Klimaforschung ist zu einem riesigen 
Business geworden. Wissenschaftler prostitu-
ieren sich, um Daten zu fälschen und diese gi-
gantische Lüge «wissenschaftlich» zu stützen. 
Die Massenmedien spielten dieses Spiel in den 
letzten Jahren mit unglaublicher Ignoranz der 
Faktenlage gegenüber mit. Findet nun mit dieser 
Enthüllung endlich die Wende im einseitigen 
Mainstream-Medien-Dschungel ins Sachen Kli-
mawandel statt? Gespannt werden die Reakti-
onen der Massenmedien nun beobachtet. Einen 
ersten Schritt machte bereits die «Welt-Online» 
Redaktion mit ihrem Artikel, den Sie unter fol-
gender Adresse lesen können:
h t tp : / /www.wel t .de /wissenschaf t / a r t i -
cle5294872/Die-Tricks-der-Forscher-beim-Kli-
mawandel.html

Einladung zum  
öffentlichen Vortrag

Jürg Noth, Kom-
mandant des 
Grenzwachtkorps

«Grenzwacht-
korps im Spagat 
zwischen Repres-
sion und Kunden-
freundlichkeit» 
und «Erste 
Erfahrungen mit 
Schengen». 
 

Samstag, 27. Februar 2010, 11.00 Uhr,  
Bären Ostermundigen. Anschliessend Apéro 
offeriert von der Schweizerischen Vereini-
gung Pro Libertate (www.prolibertate.ch) 
und vom PIKOM (www.pikom.ch)

Veranstaltungshinweis
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Kaktus an: Rose an:

Didier BurkhalterMoritz Leuenberger

Seitenhiebe 

Unsere Frage ist immer noch unbe-
antwortet: Wo ist die seinerzeit von 
alt Bundesrat Samuel Schmid 
(BDP) an Korpskommandant 
Keckeis überreichte Fahne von 
General Guisan geblieben? Sach-
dienliche Hinweise nimmt die Re-
daktion gerne entgegen.

Professor Georg Kreis, noto-
rischer Besserwisser und noch-
Präsident der Antirassismuskom-
mission, profiliert sich neuerdings 
auch als Tatsachenverdreher. Im 
Nachgang zur erfreulicherweise 
angenommenen Minarettinitiati-
ve erklärte er: «Wenn eine SVP 
in den dreissiger Jahren eine In-
itiative gegen die Verjudung der 
Schweiz – das ist nämich ein Pa-
rallelvorgang wie die Islamisie-
rung der Schweiz, obwohl es kei-
ne Probleme gibt – dann hätte in 
der damaligen Zeit, auch wegen 
der Ängste, der berühmten Ängste 
und der Wirtschaftskrise, die da-
malige SVP unter Umständen auch 
ein solches Resultat hingekriegt. 
Und wir hätten jetzt ein Problem.» 
Die se Aussage ist ein Hohn ge-

genüber der Aktivdienstgeneration 
und zeigt, wessen Geistes dieses 
Mitglied der Bergier-Kommission 
ist. Die damaligen Exponenten der 
SVP, Rudolf Minger und Friedrich 
Traugott Wahlen, würden sich im 
Grab umdrehen. Professor Chris-
toph Mörgeli stellte zu Recht die 
Frage, er möchte lieber nicht wis-
sen, was Georg Kreis damals getan 
hätte.

FDP-Nationalrätin Christa 
Markwalder lebt neuerdings 
alleine, nachdem ihr Ehemann 
ausgezogen ist. Fragen zur ge-
scheiterten Ehe will die EU-Lob-
preiserin nicht beantworten, dies 
sei Privatsache. Komisch, sonst 
lädt dieselbe Frau Markwalder so 
viele Medienvertreter wie möglich 
zu jeder nur möglichen Aktion 
(inkl. Heirat, Wohnungsbesichti-
gung usw.) ein.

BDP-Mitglied und alt Gemein-
derätin Ursula Begert beschädigte 
beim Befahren einer nigelnagel-
neuen Waschanlage im neuen Ein-
kaufszentrum Westside die Rei-
nigungsbürsten und verur sachte 
einen Schaden von mehreren 
tausend Franken. Die Migrol-Ver-
antwortlichen konnten die Täterin 
nachträglich nur dank Videoauf-
nahmen ausfindig machen. Bei 
einem SVPler hätte die Einheits-
presse sicherlich von Fahrerflucht 
gesprochen.

Über alt Bundesrat Dr. h.c. Adolf 
Ogi wurde oft geschimpft, einige 
haben ihn belächelt, andere hart 
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Noch-Bundesrat Moritz Leuen-
berger pilgerte mit einer 80-köp-
figen Entourage an die Weltkli-
makonferenz nach Kopenhagen. 
Dabei wurde nicht etwa darauf 
geachtet, die Reise möglichst CO2-
arm durchzuführen. Die Ökobilanz 
eines Extrazuges ist alles andere 
als vorbildlich. Der ebenfalls ein-
geladene Präsident der Jungen SVP 
Schweiz, Stadtrat Erich J. Hess, 
jedenfalls sagte dankend ab und 
blieb der Pseudokonferenz fern. 
Die Miete des Extrazuges kostete 
übrigens 65’000 Franken. 2 Au-
tocars hätten die Steuerzahler nur 
rund 15’000 Franken gekostet. Ach 
ja, Moritz nahm für den Rückweg 
den Bundesratsjet, welcher leer 
nach Kopenhagen flog. Wahrlich, 
es wird Zeit, dass dieser Monsieur 
abtritt.

Bundesrat Didier Burkhalter hat 
das Konzept der Albisgüetlitagung 
verstanden: Rede und Gegenre-
de. Eine funktionierende Demo-
kratie lebt vom Widerspruch, von 
der Kritik, vom Misstrauen gegen 
die Regierenden. Leider haben in 
den vergangenen 22 Jahren wenig 
Bundesräte diese Gelegenheit beim 
Schopf gepackt, um ihre Sicht der 
Dinge darzulegen. Dies, obwohl 
die bundesrätlichen Redner immer 
unwidersprochen das letzte Wort 
hatten. Manche der eingeladenen 
Bundesräte haben die Gelegenheit 
mutig gepackt, um hier zu sprechen, 
andere haben bekanntlich allerlei ei-
gentümliche Gründe gefunden, um 
der Zürcher SVP eine Absage zu 
erteilen. Didier Burkhalter war sich 
für das Albisgüetli nicht zu schade. 
Bravo!

kritisiert. Fakt ist, dass er – im 
Gegensatz zu anderen Magistraten 
– nicht fahnenflüchtig geworden 
ist, sondern der SVP treu geblie-
ben ist, so wie man dies von einem 
anständigen Berner Oberländer zu 
Recht auch erwartet. Seine Aus-

strahlung wirkt auch heute noch 
absolut motivierend und positiv 
und sein Verhandlungsgeschick 
wäre in vielen kürzlichen Ver-
handlungen auf Bundesratsebene 
im Ausland wohl besser und wir-
kungsvoller angekommen.

Mutig:
Typisch
JSVPlerin

Anja Nieder-
berger,  
Engelberg


